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Vorwort

Frieden ist die entscheidende Voraussetzung zur Lösung aller Probleme, die die Menschheit
bewegen. Spätestens seit dem Sieg über den Faschismus 1945 hat diese Erkenntnis zu einem
neuen Kapitel im Kampf um den Frieden geführt. Die UNO und Internationale
Organisationen wurden gegründet; eine starke Friedensbewegung entstand. Obwohl die
westlichen Mächte bereits den Kalten Krieg gegen die ehemals verbündete Sowjetunion
begonnen hatten, konnten das sozialistische Lager und starke Friedenskräfte über Jahrzehnte
einen heißen Krieg in Europa verhindern. Selbst in komplizierten Zeiten des Kalten Krieges
wurde angesichts des militärischen Gleichgewichts die Grenze zum heißen Krieg nie
überschritten.

Seit der Auflösung der Sowjetunion und des Warschauer Vertrages haben die führenden
imperialistischen Staaten Kriege wieder zum Mittel der Politik gemacht. Voran die NATO mit
den USA. Führungsanspruch angemeldet hat auch das nach der Annektion der DDR erstarkte
Deutschland. Nicht nur als Vasall der USA, das sein Territorium großzügig für US-
amerikanische Kriege zur Verfügung stellt, sondern selbst sich an Kriegen beteiligt und zu
deren Eskalation beiträgt. Mit seiner führenden Rolle in der EU nimmt Deutschland
entscheidenden Einfluss auf die volksfeindliche und militaristische Entwicklung dieses
Bündnisses.

Im Fadenkreuz des Imperialismus steht nunmehr erneut seit mehr als 30 Jahren die Russische
Föderation, vor allem wegen ihrer Rohstoffe. Mit dem erstarkten Selbstbewusstsein und der
Wahrnahme ihrer Souveränität unter Präsident Putin wurden den westlichen Staaten in ihrem
Drang nach Osten aber Grenzen gesetzt. Seitdem bereiten sie systematisch einen Krieg gegen
Russland vor. Mit der Osterweiterung der NATO und dem faschistischen Putsch in der
Ukraine, mit der Aufrüstung dieses Landes und einer beispiellosen Russlandfeindlichkeit.
Angesichts der Bedrohungslage und der unmittelbaren Gefahr für die Donbassrepubliken sah
sich Russland zum Beistand der Volksrepubliken sowie zur Verteidigung seiner eigenen
Interessen am 24.Februar zu militärischen Maßnahmen veranlasst.
Heute führen die imperialistischen Westmächte in der Ukraine einen Stellvertreterkrieg gegen
Russland. Mit der Lieferung von schweren Waffen und anderem Kriegsgerät, mit der
Ausbildung von Soldaten und mit Beratung zur Kriegsführung. Begleitet wird dieser Krieg
von einem bereits lang andauernden Informations- und Wirtschaftskrieg.

Und Deutschland? Wieder ganz vorn. Beim weiteren Anheizen dieses Krieges, bei Sanktionen
und Russophobie. Staatspropaganda rund um die Uhr verschleiert und verfälscht die wahren
Ursachen und Tatsachen, so dass große Teile der Bevölkerung dem Diktat der Politiker und
abhängigen Medien folgen, ja sogar Teile der Friedensbewegung objektiv die deutsche
Kriegspolitik unterstützen.

Notwendig ist aber eine gleichberechtigte und stabile Friedensordnung mit Sicherheit für alle,
einschließlich Frieden und Zusammenarbeit mit Russland. Nachdrücklich fordern wir
"Schluss mit der aggressiven NATO-Politik gegen die Russische Föderation und gegen
andere Staaten".

Die folgenden Beiträge sollen zum Nachdenken, zur Aufklärung und zur eigenen
Positionierung beitragen

meint Hans Bauer
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Doris Pumphrey

Die Friedensbewegung am Scheideweg

Doris Pumphrey und ihr Mann George waren viele Jahre Aktivisten der internationalen
Friedensbewegung. Als Kundschafter des Friedens arbeiteten sie mit der HVA des MfS
zusammen. Nach der Annexion der DDR verfolgt und verurteilt, sind sie bis heute aktive
Streiter in der Friedensbewegung geblieben. Besonders engagiert sind sie in der Berliner
Friko (Friedenskoordination). Beide sind Mitglieder der GRH. Den nachstehenden Beitrag
hat Doris in verschiedenen Gruppen in Brandenburg und Berlin gehalten, zuletzt aktualisiert
im Juni 2022

In den letzten Jahren wurde immer wieder konstatiert und kritisiert, dass die
Friedensbewegung schwach sei, nur noch Wenige zu Aktionen kommen. Sie spiele in der
öffentlichen Wahrnehmung keine nennenswerte Rolle.
In einem Artikel1 im Oktober letzten Jahres über die große Friedensdemonstration in Bonn
1981, fragte der Konfliktforscher Dr. Leo Ensel, wo die Aktivisten von damals geblieben
seien. „Ob sie denn meinten, sie hätten mit ihrem damaligen Engagement ihr
friedenspolitisches Soll für den Rest ihres Lebens abgeleistet ...“
Nein, das meinen sie nicht, denn ein erheblicher Teil von ihnen ist auch heute noch an
vorderster Front der Friedensbewegung aktiv. Selbst viele Strukturen der damaligen
Friedensbewegung mit ihren engagierten Mitstreitern existieren weiter. Das Problem liegt
woanders, aber dazu kommen wir noch.

Wer oder was ist die Friedensbewegung?
Ich muss vorausschicken: Wenn ich in diesem Vortrag von DER Friedensbewegung spreche,
dann ist das nur ein verallgemeinernder Begriff, der nicht automatisch alle Teile einschließt,
denn die Friedensbewegung ist weder eine Organisation noch ein Bündnis per se. Sie setzt
sich aus verschiedenen bundesweiten oder lokalen Organisationen, Gruppen und Netzwerken
zusammen, mit z. T. auch unterschiedlichen Schwerpunkten und politischen Sichten.
Untereinander werden auf lokaler und bundesweiter Ebene auch Bündnisse geschlossen z. B.
für einen gemeinsamen Aufruf oder eine gemeinsame Aktion.
Aktivisten der Friedensbewegung, die aus der Erfahrung der DDR kommen, verstehen oft
nicht die Schwierigkeiten und langwierigen Diskussionen, die damit verbunden sind. Zum
einen sollten die unterschiedlichen Voraussetzungen nicht vergessen werden: Auf der einen
Seite die DDR als sozialistischer Staat, dem Anti-Imperialismus, der Völkerfreundschaft, der
Lösung der Probleme auf diplomatischem Weg und dem Frieden verpflichtet. Sie war ein
Verbündeter im Friedenskampf der BRD. Auf der anderen Seite die imperialistische BRD im
Aggressionsbündnis NATO.
Bei der heterogenen Zusammensetzung der heutigen Friedensbewegung, besteht die
Schwierigkeit meist darin, einen Minimalkonsens zu finden, vor allem, wenn ein Bündnis
angestrebt wird. Der Konsens ist einfacher, wenn es um Militär- und Rüstungsmaßnahmen
geht, die das eigene Land betreffen. Schwierig und manchmal unmöglich wird die
Übereinstimmung, wenn es um die Einschätzung von Regierungen jener Länder geht, die ins
Visier des NATO-Westens geraten, was die nötige Mobilisierung gegen NATO-
Aggressionen beeinflusste.
Grundsätzlich für die Friedensbewegung waren gemeinsame Aktivitäten gegen
Auslandseinsätze der Bundeswehr, vor allem gegen den Afghanistaneinsatz. Die
Friedensbewegung als Ganzes nimmt natürlich auch Stellung gegen
Militarisierungsbestrebungen der EU, insbesondere gegen die Schaffung einer EU-Armee.
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Lasst uns zunächst ein Stück in die Geschichte und Probleme der Friedensbewegung
zurückgehen:

Der Kampf gegen den NATO-Doppelbeschluss
Mit dem NATO-Doppelbeschluss 1979 zur Stationierung der nuklearen US-
Erstschlagwaffen, die eine „Enthauptung“ der Sowjetunion und einen auf Europa
„begrenzten Atomkrieg“ ermöglichen sollten, begann in der Bundesrepublik eine bisher
einzigartige Kampagne der Aufklärung und Mobilisierung, in der ab November 1980 der
„Krefelder Appell“ eine zentrale Rolle spielte.
Die NATO-Propaganda stellte die neuen US-Atomraketen als Antwort auf die russischen
SS-20 und somit als ihre Rechtfertigung dar. Natürlich gab es Versuche, diese falsche
Gleichsetzung auch in der Friedensbewegung durchzusetzen und damit den Kampf auf der
Grundlage der Ideologie der Äquidistanz zu führen. In der BRD gelang dies nicht.

Mit dem Krefelder Appell war es gelungen, politische und ideologische
Meinungsverschiedenheiten der unterschiedlichen Kräfte für einen Minimalkonsens gegen
die Stationierung der US-Atomraketen zurückzustellen.
Der Krefelder Appell wurde zum wirkungsvollsten Manifest der bundesdeutschen
Friedensbewegung. Gruppen und Persönlichkeiten aus vielen gesellschaftlichen Bereichen
unterstützten ihn, berufsbezogene Friedensinitiativen wurden gegründet, in Stadt und Land
wurde mit dem Appell aufgeklärt und mobilisiert. Massendemonstrationen und riesige
Veranstaltungen der „Künstler für den Frieden“ folgten.
Der Appell wurde von fast fünf Millionen Menschen unterschrieben – und damals gab es
kein Internet! Umfragen zeigten, dass sich die große Mehrheit der Bürger der
Bundesrepublik, egal welcher Parteipräferenz, gegen die Stationierung der neuen US-
Atomraketen aussprach.
Auch wenn die Friedensbewegung am Ende die Zustimmung des Bundestags zum NATO-
Doppelbeschluss nicht verhindern konnte – soweit reicht diese parlamentarische Demokratie
nicht2 – die Kampagne hatte die Einstellung vieler Bundesbürger nachhaltig geprägt.

„Humanitäre Intervention“/“Regime Change“
Mit dem Zusammenbruch der DDR, der Sowjetunion und des Warschauer Vertrages als
Gegenpol zur alten BRD, USA und NATO war dem NATO-Westen der Feind abhanden
gekommen.
Der US-Imperialismus wähnte sich nun als ewiger Hegemon, dem keine Steine mehr in den
Weg gelegt werden konnten, um sich die Welt untertan zu machen und seine Ressourcen und
Märkte zu kontrollieren.
Der militärisch-industrielle Komplex benötigte dringend neue politische Spannungen und
militärische Einsätze – und die NATO eine Rechtfertigung für ihre weitere Existenz.
Die Zerstörung des blockfreien Staates Jugoslawien war der erste Schritt im US-Plan der
Einkreisung Russlands nach dem Ende des Warschauer Vertrages. Mit der
völkerrechtswidrigen Bombardierung Jugoslawiens 1999 machte sich die NATO zu ihrem
50. Geburtstag selbst ein Geschenk. Die Bomben auf Belgrad waren auch der Türöffner für
deutsche Kriegseinsätze.
War es bei der großen Massenmobilisierung gegen den NATO-Doppelbeschluss um eine
neue Aufrüstung gegangen, die in ihrer Auswirkung eine unmittelbare Gefahr für das eigene
Land, die eigene Bevölkerung darstellte, so ging es jetzt um Aggression gegen andere
Länder.
Dass 2003 der Protest gegen den geplanten Angriff der USA auf den Irak noch ein kurzer
Höhepunkt werden sollte, war der Tatsache geschuldet, dass sich die Bundesregierung
offiziell gegen den US-Angriff ausgesprochen hatte. Somit mobilisierte praktisch das
gesamte politische Spektrum, Gewerkschaften und Kirchen – auch mit Hilfe der Medien –
zur Teilnahme an der Demonstration am 15. Februar 2003, als in Berlin 500.000 und
weltweit Millionen auf die Straße gingen.
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Ein ganz anderes Problem für eine Mobilisierung der Friedensbewegung waren allerdings
die mörderischen Sanktionen gegen den Irak und die Regime-Change-Operation gegen die
irakische Regierung.
Mit der Aggression gegen Jugoslawien hatte sich die NATO für ihre Einsätze außerhalb des
Bündnisgebiets eine neue Rechtfertigung erfunden:

Die „humanitäre Intervention“.
Das Konzept war dehnbar und konnte variiert werden – zur „Verteidigung“ von
Menschenrechten, Rechten von Frauen oder Minderheiten, zur „Verhinderung eines
Völkermords“. Es dient seitdem völkerrechtswidriger Subversion, Regime-Change und
Aggression gegen Länder, die sich dem Diktat des NATO-Westens nicht unterordnen
wollen.
NATO und EU erklärten sich zur „Westlichen Wertegemeinschaft“, als heilige oberste
Instanz, die sich jederzeit über das Völkerrecht hinwegsetzen kann.
Dem Völkerrecht hatte der Westen die „regelbasierte internationale Ordnung“ entgegensetzt.
Was damit gemeint ist, beschreibt Volker Perthes3, vormals Leiter der regierungsnahen
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) im Klartext: „Eine Allianz williger Staaten muss
internationale Regeln ersinnen, ohne den Verdacht zu erwecken, dass es dabei um westliche
Dominanz geht.“
Das immer gleiche Propaganda-Drehbuch wurde von der NATO oder Teilen der NATO
durchgespielt, um die Ruhe an der „Heimatfront“ zu sichern.
Westliche Geheimdienste nutzen soziale Unzufriedenheit aus, schüren potentielle oder
latente ethnische oder religiöse Konflikte, unterstützen materiell – auch mit Waffen –
oppositionelle Kräfte, um Proteste zu Aufständen auszuweiten, mit dem Ziel, ein
entsprechendes Eingreifen seitens der jeweiligen Regierungskräfte zu provozieren.
Deren Gewalt wird dann in aller Breite als Niederschlagung einer „friedlichen Opposition“
dargestellt. Die entsprechende Regierung wird dämonisiert und das Staatsoberhaupt zum
„Diktator“, zum „Menschschlächter“ oder „neuen Hitler“ erklärt, gegen den der
„Wertewesten“ schließlich mit allen Mitteln – von Sanktionen bis zu Bomben – vorgehen
muss, um die sogenannte „Zivilgesellschaft“ zu schützen.
Hinzu kommt die subversive Arbeit ausländischer Stiftungen und angeblicher Nicht-
Regierungs-Organisationen (NGOs, englisch: Non-Governmental Organisations), die
Oppositionsgruppen in den anvisierten Ländern nicht nur materiell vor Ort unterstützen,
sondern die besonders auch als Propaganda-Instrumente zur Rechtfertigung der
imperialistischen Aggression fungieren.
Mit einer politischen und medialen Lügen- und Hetz-Kampagne gegen den jugoslawischen
Präsidenten Slobodan Milošević, der sich weigerte, sein Land in die EU und NATO zu
führen, wurde die Heimatfront auf den ersten Kampfeinsatz einer deutschen Armee nach
dem Zweiten Weltkrieg in einem Aggressionskrieg vorbereitet.
Dem Grünen-Außenminister Fischer fiel die besondere Rolle zu, den damals noch zu
erwartenden Widerstand aus seiner Partei und seitens der Friedensbewegung zu verhindern
oder zumindest zu dämpfen.
Was eignet sich da besser als der Rückgriff auf die deutsche Geschichte. Mit seinem „Nie
wieder Auschwitz!“ deklarierte ein deutscher Außenminister die Bombardierung
Jugoslawiens als antifaschistischen Akt. Das verwirrte und lähmte nicht wenige in ihrem
Engagement gegen den Krieg.
Auch die neue NATO-Propagandastrategie von der „humanitären Intervention“ – das
Trommelfeuer der NATO-Lügen von Jugoslawien bis Syrien – verfehlte nicht ihre
einschüchternde Wirkung auf erhebliche Teile der Friedensbewegung.
Wenn diese die Militäraggressionen kritisierten, wurde zunächst das Distanzierungsritual
abgespult, von Milošević bis Assad. Sie wollten damit „glaubwürdig“ sein, aber es waren
nur Opportunismus und die Angst, eine unbequeme Position zu beziehen für das Recht aller
Nationen, über ihre Staatsform und Regierung selbst zu entscheiden, unabhängig davon, ob
ihnen die Regierung eines angegriffenen Landes gefällt oder nicht.
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Natürlich gab es in all den Jahren auch Initiativen, Organisationen und Bündnisse, die gegen
sogenannte „humanitäre Interventionen“, mörderische Sanktionen und die Regime-Change-
Politik Aktionen entwickelten, aber sie blieben im Großen und Ganzen begrenzt.
Dies wird insbesondere in der sehr schwachen Mobilisierung der Friedensbewegung in dem
langen völkerrechtswidrigen Krieg gegen Syrien deutlich. Es gab keinen nennenswerten
Protest gegen die Anmaßung der Bundesregierung, mit syrischen Oppositionellen im Exil in
Berlin den sogenannten „Day After“ zu organisieren – gemeint war die Zeit nach dem Sturz
des legitimen syrischen Präsidenten Assad – um sich Einfluss in einem künftigen Syrien zu
sichern. Es gibt bis heute kaum Protest aus der Friedensbewegung gegen die mörderische
Sanktionspolitik, die den Wiederaufbau erschwert und noch mehr Flüchtlinge schafft.
Obwohl die Vorbereitung von Regime-Change, Subversion und militärischer Aggression
gegen Länder, die sich dem Diktat des NATO-Westens nicht unterwerfen, immer nach dem
gleichen NATO-Propaganda-Drehbuch verlief, ließen sich Teile der Friedensbewegung
jedes Mal neu beeinflussen. Das schwächte die Friedensbewegung als Ganzes – und zwar
nachhaltig.
Grundsätzlich für die Friedensbewegung waren gemeinsame Aktivitäten gegen
Auslandseinsätze der Bundeswehr, vor allem gegen den Afghanistaneinsatz. Die
Friedensbewegung als Ganzes nimmt natürlich auch Stellung gegen
Militarisierungsbestrebungen der EU, insbesondere gegen die Schaffung einer EU-Armee.

Atomwaffenverbotsvertrag4

Große Teile der Friedensbewegung unterstützen die 2007 lancierte internationale Kampagne
zum Atomwaffenverbotsvertrag und fordern den Beitritt der Bundesregierung zu diesem
Vertrag. Ein überflüssiges Unterfangen, denn um die US-Atomwaffen in Deutschland
loszuwerden, könnte die Bundesregierung auch jederzeit aus der nuklearen Teilhabe
aussteigen, was sie natürlich nicht tun wird. Im Gegenteil: In ihrem Regierungsprogramm
bekennt5 sich die Ampelregierung ausdrücklich zum Verbleib der US-Atomwaffen in
Deutschland,
Staaten, die weder Atomwaffen haben noch erstreben, können dem
Atomwaffenverbotsvertrag natürlich problemlos beitreten. Doch kein Atomwaffenstaat wird
ihn in voraussehbarer Zukunft unterschreiben.
Auch wenn Russland natürlich das Ziel einer atomwaffenfreien Welt habe, so könne es dem
Vertrag nicht beitreten, erklärte6 im Oktober 2017 Sergej Lawrow, der Außenminister der
Russischen Föderation, da „eine vollständige Denuklearisierung nur im Rahmen der
allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter Bedingungen gleicher und unteilbarer
Sicherheit für alle Staaten, einschließlich der Nuklearstaaten, möglich ist, wie dies der
Atomwaffensperrvertrag festgelegt hat.“
Der Vertrag über das Verbot von Nuklearwaffen hingegen entspreche nicht diesen
Grundsätzen und ignoriere die Notwendigkeit, alle Faktoren zu berücksichtigen, die die
strategische Stabilität beeinflussen können, und könne sich daher destabilisierend auf das
Nichtverbreitungsregime auswirken. Im Ergebnis könne die Welt noch instabiler und
unberechenbarer werden.
Die Initiatoren der Kampagne (ICAN) meinen, der Vertrag wirke trotzdem, denn er nehme
den Atomwaffen „die Legitimität und diskreditiere den Besitz“. Nur werden Atomwaffen ja
nicht moralisch gerechtfertigt, sondern strategisch begründet.
Wie sinnvoll aber ist diese Kampagne der Friedensbewegung von der man – wenn man sich
den Realitäten nicht verschließt – doch wissen kann, dass sie keine einzige Atomwaffe
beseitigen wird und nur Illusionen und falsche Hoffnungen erzeugt?
Frei nach Tucholsky7 könnte man sagen: „Es ist so ein beruhigendes Gefühl. Man tut etwas
für eine atomwaffenfreie Welt, aber man weiß ganz genau, mit diesem Vertrag kommt sie
nicht.“
Solange die internationalen Beziehungen von erheblichen Interessenkonflikten, Gegensätzen
und Auseinandersetzungen geprägt sind, wird es keine atomwaffenfreie Welt geben. Ein
moralisches Bekenntnis zum Atomwaffenverbot kann keinen Schritt weiterführen – das
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können nur Verhandlungen zu gegenseitiger Begrenzung, Kontrolle und Abrüstung.
Atomare Abrüstung kann nur die Folge aus einem Prozess politischer Entspannung sein.

Friedensbewegung und Klima
Wir erinnern uns: Im Jahr 2019 stand die Welt kurz vor dem Untergang. Panik wurde
geschürt. Die Greta-Generation werde die letzte sein. „Fridays for Future“ wurde
medienwirksam auf die Weltbühne gehievt.
Freitags hüpften Tausende Kinder und Jugendliche, vor allem aus der urbanen gehobenen
Mittelklasse – auf den Straßen, um das Klima zu retten – gelobt und gesponsert auf höchster
Ebene, von Politikern, Konzernmedien und Finanzkonzernen, von EU und NATO.
Die Klimahysterie ergriff natürlich kaum die wachsende Zahl von Kindern der
erwerbstätigen Armen, der Arbeitslosen, der Hartz-IV-Ausgegrenzten, die sich täglich
Sorgen machen um ihre pure Existenz. Nicht Kinder und Jugendliche, die hungrig in
materiell vernachlässigte öffentliche Schulen gehen und keinerlei Aussicht auf eine
würdevolle Zukunft haben.
Teile der Friedensbewegung hatten das Thema „Rettung des Klimas“ aufgegriffen – offenbar
in der Hoffnung, junge „Fridays for Future“-Apostel auch für die überalterte
Friedensbewegung zu gewinnen. Das Ergebnis hielt sich in Grenzen.
Inzwischen gehört das Thema Klima schon zum allgemeinen Repertoire der
Friedensbewegung. Kaum ein Aufruf ohne Erwähnung der Klima-Rettung. Einige
Organisationen fordern „Abrüsten“ und „Kriege beenden“, um das Klima zu retten. Die
Rüstungsindustrie müsse klimaneutral gemacht werden.
Der Klimawandel werde viele Menschen in die Flucht treiben. Das lenkt so schön ab von der
Verarmung afrikanischer Länder durch die imperialistische Ausbeutung ihrer Ressourcen
und die EU-Handelsverträge zugunsten europäischer Konzerne.
Eine Friedensbewegung, die den „Kampf fürs Klima“ in ihre Agenda aufnimmt, isoliert sich
nicht nur von der Bevölkerungsmehrheit. Wer der Regierungspolitik der „Klimawende“
zustimmt, wird die Masse der werktätigen Menschen gegen sich haben. Denn Millionen von
Menschen werden sich eine weitere drastische Senkung ihres Lebensstandards nicht gefallen
lassen und Maßnahmen wie die CO2-Steuer, “Frieren gegen Putin”, Betriebsverbote für
Verbrennungsmotoren, irrsinnige Spritpreise und nicht mehr bezahlbare Heizkosten etc. auf
Dauer nicht widerstandslos hinnehmen. Zumal mit der Entscheidung gegen „russisches“ und
für das auf extrem schädliche Weise gewonnene US-amerikanische Fracking-Gas durch die
grünen Regierungsmitglieder alle „klimapolitischen Grundsätze“ längst ad acta gelegt sind.
Zudem scheinen viele in der Friedensbewegung nicht zu bedenken, dass Klimapolitik als
geopolitische Waffe eingesetzt werden soll: Laut8 sogenanntem Europäischen Green Deal,
sollen die Auswirkungen der Klimapolitik „zu einem integralen Bestandteil der
Überlegungen und Maßnahmen der EU in Bezug auf externe Angelegenheiten werden, auch
im Kontext der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik.“
Im Koalitionsvertrag der deutschen Ampelregierung heißt es, Deutschland trage
„Verantwortung für Europa und die Welt“. Eine Nummer kleiner geht es gar nicht mehr.
Annalena Baerbock verkündete9 eine „Klima-Außenpolitik.“ Um das Klima zu retten, müsse
Deutschland wieder „voranschreiten und zum Vorreiter“ werden. Klimapolitik sei nicht nur
„moderne Wirtschafts-, sondern auch Sicherheitspolitik.“
Mit ihrem Sanktionswahnsinn und dessen Auswirkungen führt die Ampelregierung,
insbesondere die Grünen, die ganze Absurdität ihrer Energie-Politik vor. Nun, da
Kohlekraftwerke statt russischem Gas Deutschlands Energievorrat retten sollen, wird der
„imminente Weltuntergang“ eben ein wenig warten müssen, um erst mal „Russland zu
ruinieren“ – so viel „Solidarität mit der Ukraine“ muss schon sein.
Letzten Dezember gab es sogar den Versuch, das Klima zu einem Faktor der internationalen
Instabilität zu erklären und den Kampf gegen den Klimawandel in den UNO-Sicherheitsrat
einzubringen. Russland sprach sich entschieden gegen die Politisierung des Klimas aus und
legte sein Veto ein.
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Laut Wassilij Nebenzja10, dem russischen UNO-Vertreter, sei dies ein Versuch,
„Treibhausgasemissionen sowie die Sonne und den Mond“ für bestimmte Konflikte
verantwortlich zu machen. Demnach müsste der UNO-Sicherheitsrat, „der über militärische
Interventionen, Sanktionen und den Einsatz von Friedenstruppen entscheidet, bestimmte
Konflikte ausschließlich auf Klimafaktoren zurückführen oder Länder mit Klimaproblemen
zu Verursachern globaler Bedrohungen erklären.“
Es ist unschwer zu erahnen, dass das Klima, wie schon vorher die „Menschenrechte“ als
Waffe eingesetzt werden könnte, gegen Länder, die sich dem Diktat des „klimarettenden“
Westens nicht beugen. Das sollte der Friedensbewegung zu denken geben, wenn sie meint,
ihren ureigenen Kampf für Frieden mit dem Kampf zur Rettung des Klimas verbinden zu
müssen.

Die Friedensbewegung und der USA/NATO-Stellvertreterkrieg gegen
Russland in der Ukraine
Destabilisierung im post-sowjetischen Raum durch sogenannte Farbenrevolutionen mit
Hilfe von NGOs und die Politik zur Eindämmung Russlands durch die NATO-
Osterweiterung charakterisieren die Politik von USA/NATO seit dem Zusammenbruch der
Sowjetunion.
In den letzten Jahren spielten die einseitigen Aufkündigungen von
Rüstungskontrollverträgen durch die USA und vor allem die Ausdehnung der NATO nach
Osten auf immer mehr Länder sowie deren Aufrüstung und Einbeziehung in NATO-
Manöver an Russlands Grenzen natürlich eine besondere Rolle in der Arbeit der
Friedensbewegung.
Allerdings war die Friedensbewegung insgesamt ruhig geblieben gegenüber der wachsenden
anti-russischen Hetze, die nach dem Beitritt der Krim zur Russischen Föderation 2014 einen
ersten Höhepunkt erreichte.
USA/NATO hatten schnell die Völkerrechtskarte gegen Russland aus der untersten
Schublade hervorgezogen. Die massiv einsetzende Anti-Putin-Hysterie wirkte
einschüchternd und lähmend auf jene in der Friedensbewegung, die Angst hatten, als „Putin-
Versteher“ gebrandmarkt zu werden.
In der traditionellen Friedensbewegung spielte zudem die Frage, ob der Beitritt der Krim zur
Russischen Föderation vom Völkerrecht gedeckt war, z. T. eine größere Rolle als die
Einsicht, dass mit dem Beitritt der Plan der USA vereitelt wurde, aus Sewastopol einen
US/NATO-Stützpunkt gegen Russland zu machen, womit eine höchst friedensgefährdende
Situation entstanden wäre.
Mit der orchestrierten Anti-Russland-Hysterie wuchs in der Bevölkerung die Sorge um einen
Krieg gegen Russland und im Frühjahr 2014 gingen Tausende in vielen Städten zu
Mahnwachen für den Frieden. Diese Mahnwachen waren außerhalb und unabhängig der
traditionellen Strukturen der bundesdeutschen Friedensbewegung entstanden, die in großen
Teilen nur sehr langsam auf das, was sich in der Ukraine zusammenbraute, reagierte.
Die Herrschenden witterten eine Gefahr: Wenn die Mobilisierung der neu entstandenen
Mahnwachen für den Frieden zu gemeinsamen Antikriegsaktionen mit der traditionellen
Friedensbewegung führt, könnte eine neue, mächtigere Friedensbewegung entstehen. Das
musste unter allen Umständen verhindert werden. So wurde eine Kampagne in Gang gesetzt,
um die Mahnwachen – eine politisch unerfahrene Bewegung mit z. T. diffusen
Vorstellungen – als „rechts“ zu diffamieren.
Wir können davon ausgehen, dass auch die NATO-Geheimdienste aktiv waren, nach dem
Muster: Schick ein paar Rechte oder Neonazis in die Nähe einer Bewegung und schon wird
sie für Linke „unberührbar“.
Da sich die Mahnwachen weder als links noch als rechts definierten, wurden sie als
„Querfront“ denunziert. Wie konnte man aber von jüngeren, unerfahrenen Teilnehmern der
Mahnwachen erwarten, dass sie sich links einordnen, wenn in einer Linkspartei – deren
Führungspersonal sich noch dazu von den Mahnwachen ausdrücklich distanzierte –
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Transatlantiker führende Rollen spielten und Positionen vertreten wurden wie die von BAK-
Shalom?
Statt ihre eigenen Erfahrungen bei den Mahnwachen einzubringen und aufklärend zu wirken,
beteiligten sich nicht wenige aus linken und friedenspolitischen Reihen an der Hetze gegen
die Mahnwachen. Mit dem verheerenden Ergebnis, dass viele der Mobilisierten sich
schließlich zurückzogen, weil sie nicht als „Rechte“ oder „Nazis“ beschimpft werden
wollten. Damit wurde eine Chance zur Erweiterung, Verjüngung und Stärkung der
Friedensbewegung vergeben – ganz im Interesse der NATO-Kriegstreiber und im Sinne
ihrer Ideologen.
Im geostrategischen Kampf der USA gegen Russland spielt die Ukraine eine besondere
Rolle. Sie ist für die USA nur Mittel zum Zweck. Mit Hilfe ihrer europäischen NATO-
Vasallen wurde die Ukraine systematisch zum faschistisch geprägten Bollwerk gegen
Russland aufgebaut. Nach dem von den USA gesponserte Staatsstreich 2014 in Kiew haben
die NATO-Verbündeten Zehntausende ukrainische Soldaten trainiert und ausgerüstet. Der
Sprecher des Pentagon John Kirby11 brüstete sich im Mai, dass die USA mit ihren
Verbündeten die ukrainische Armee seit acht Jahren mit großem Aufwand für den Krieg
vorbereitet hätten.
Der Krieg in der Ukraine begann nicht am 24. Februar 2022, sondern acht Jahre zuvor, als
im April 2014 die Truppen des Kiewer Putsch-Regimes mit Hilfe von Nazi-Bataillonen und
Rückendeckung des Westens den antifaschistischen Aufstand der russischen Bevölkerung im
Donbass angriffen. Obwohl diesem Krieg zirka 14.000 Menschen zum Opfer fielen und rund
1,5 Millionen Menschen vertrieben wurden, fand er hierzulande kaum Beachtung, ganz zu
schweigen von Anteilnahme, weder in der Politik noch in den Medien und kaum in der
Friedensbewegung
Das Minsk-II-Abkommen von 2015 zeichnete den politischen Fahrplan vor, um in direkten
Verhandlungen zwischen den beiden Parteien den Konflikt friedlich zu lösen.
Garantiemächte waren Frankreich Deutschland und Russland. Die Donbass-Republiken
waren dazu bereit, doch in den folgenden Jahren sabotierten Kiew, Frankreich und
Deutschland systematisch die Umsetzung des Abkommens. Offensichtlich sollte der Krieg
weiter eskalieren, vor allem im Interesse der USA. Der ukrainische Präsident Poroschenko,
der das Minsk-II-Abkommen unterzeichnet hatte, erklärte12 vor kurzem, er habe nie
vorgehabt, das Abkommen umzusetzen, es diente nur als Ablenkung, um ein starkes Militär
aufzubauen.
Im Jahr 2019 hatte die RAND-Corporation, eine dem Pentagon nahestehende Denkfabrik,
ein Strategiepapier veröffentlicht mit dem Titel „Russland überdehnen und aus dem
Gleichgewicht bringen“ (Overextending and Unbalancing Russia13) mit einem Katalog von
Maßnahmen zur Schwächung Russlands. Die wichtigste Maßnahme zielte darauf ab, die
Ukraine als „die größte externe Verwundbarkeit Russlands auszunutzen“, sie zu bewaffnen
und militärisch zu beraten, um einen Konflikt mit Russland zu entfachen.
In einem Bericht14 der NATO-Denkfabrik Atlantic Council in den USA, heißt es: „Das Ziel
Washingtons sollte die Vertreibung der Russen aus der Ostukraine sein.“
Am 24. März 2021 hatte der ukrainische Präsident Selenskij ein Dekret unterschrieben das
„für besondere Aufmerksamkeit“ sorgte, wie die Berliner Zeitung15 berichtete. Es ging um
die militärische Wiedereingliederung der Donbass-Republiken und der Krim in den
ukrainischen Staat. Die Regierung erhielt den Auftrag, einen entsprechenden „Aktionsplan“
zu entwickeln.
Dazu wurden zum Jahreswechsel zirka 150.000 Soldaten im Osten konzentriert. Laut OSZE
intensivierten die Kiewer Truppen im Februar ihre Angriffe auf Wohngebiete im Donbass
mit Artilleriegranaten und Raketen massiv. Die Behörden der beiden Donbass-Republiken
begannen die Zivilbevölkerung (etwa 100.000) zu evakuieren und nach Russland zu bringen.
Angefeuert und ausgerüstet von den USA, stand ukrainisches Militär mit seinen Nazi-
Bataillonen offenbar kurz davor, den Donbass zu überfallen und ihn ethnisch zu säubern. Mit
der Anerkennung16 der beiden Volksrepubliken Donezk und Lugansk als unabhängige
Staaten am 21. Februar und den mit ihnen geschlossenen Verträgen über Freundschaft und
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gegenseitigen Beistand, konnte Russland mit der am 24. Februar folgenden Sonderoperation
zur Entnazifizierung und Entmilitarisierung der Ukraine, die Ausführung dieses Plans
vereiteln.

Der 24. Februar 2022 stellt die Friedensbewegung vor ganz neue Probleme
Die moralische Empörung des „Wertewestens“ – der plötzlich das Völkerrecht unter seinen
Stiefeln hervorzog – und die den russischen Präsidenten seit Jahren entmenschlichende
Hetze entluden sich in einer beängstigenden Welle kollektiver Medien-Hysterie gegen
Russland.
Jene Kräfte, die sich jahrzehntelang bemüht hatten, die eigene Geschichte zu verdrängen, die
Stalingrad nie verwinden konnten, waren spürbar erleichtert, vom Befreier befreit zu sein
und entsorgten nun endgültig ihre Schuld – froh, ihre Russophobie und ihren
Antikommunismus als Friedensfreunde gegen Russland und russische Menschen ausleben zu
können.
Und jene Politiker, die mit ihrer blau-gelben Begeisterung und devoten Haltung gegenüber
der US-Marionette Selenskij und dem Nazi-Verehrer Melnyk die Operation Barbarossa
vergessen machen wollen, maßen sich die Rolle des moralischen Lehrmeisters gegenüber
Russland an.
Das Ausmaß selbstgerechter Heuchelei und moralisch aufgeladener Empörung, die in
diesem Land hochschwappte, ist beispiellos. Da standen sie nun – in verlogener
Erschütterung über den „ersten Krieg in Europa seit 1945“! Das Blut an ihren Händen von
den Bomben auf Jugoslawien glaubten sie schon längst abgewaschen und vergessen.
Der Anti-Putin-Tsunami überrollte jedes rationale Nachdenken. „Putin-Versteher“ bereuten
und verbeugten sich vor ihren frohlockenden Gegnern, Erklärungen von Linken waren
durchtränkt von moralischer Empörung.
Gregor Gysi hatte in einer Brandrede im April 201417 im Bundestag den beängstigenden
Einfluss der Faschisten anhand der personellen Besetzung der ukrainischen Regierung und
von deren Sicherheitsstrukturen belegt. Nur weil diese Akteure bei den folgenden Wahlen
keine hohen politischen Posten mehr innehatten und aufgrund seiner völligen Ignoranz der
weiteren Entwicklung in der Ukraine, nicht nur des faschistischen Einflusses auf Politik und
Gesellschaft, sondern auch des achtjährigen Krieges, den Kiew gegen die russischsprachige
Bevölkerung im Donbass führte, konnte Gysi im Februar 202218 – ohne rot zu werden –
erklären: „Russlands Argumente von Genozid und Entnazifizierung sind völliger Blödsinn“
und diese „Behauptung Putins“ mit der USA-Regierungslüge über
Massenvernichtungswaffen im Irak vergleichen.
Über den Einfluss der rechtsextremen Nationalisten in der Ukraine schrieb selbst die von der
Bundesregierung finanzierte „Stiftung Wissenschaft und Politik“19 im Jahr 2019:
„Auch wenn rechte und rechtsextreme Parteien bei den Wahlen seit 2014 keine
nennenswerten Erfolge erzielen konnten, hat nationalistisches Gedankengut in der
gesellschaftlichen Auseinandersetzung um den Konflikt im Osten (wie auch bei anderen
Themen) erheblichen Einfluss. Es gelingt nationalistischen Akteuren immer wieder, die
politische Führung zur Anpassung ihrer Politik zu zwingen.“
In seiner Funktion als außenpolitischer Sprecher der Linksfraktion im Bundestag, bot sich
Gregor Gysi als Erfüllungsgehilfe der NATO für Regime-Change in Russland an. Per
Video20 und in holprigem, ja peinlichem Russisch rief er am 21. März die Bürger Russlands
zum Widerstand gegen Putin auf.
In einem Gespräch mit der Süddeutschen Zeitung21 zwei Tage später ging Gysi noch weiter
und erklärte, die russische Bevölkerung „muss sich von Putin trennen, das schaffen wir nicht
von außen“. Das stünde „uns“ auch nicht zu. Deshalb habe er sich an die Russen gewandt,
damit „sie“ den „Mut haben, das Regime zu beseitigen“. Das müsse von ihnen ausgehen.
„Die Aufrüstung Deutschlands schütze zudem nicht vor Putin“, sondern nur wenn „wir“ in
Russland „andere Strukturen erreichen.“ In welchem „wir“ denkt und spricht Dr. Gysi? Sieht
er sich als Sprecher der NATO in der Linksfraktion?
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Man stelle sich vor, der außenpolitische Sprecher einer Duma-Fraktion würde sich an die
deutsche Bevölkerung wenden und sie zum Widerstand aufrufen, um das Regime in
Deutschland zu beseitigen und andere Strukturen zu schaffen.
Selbst eine ansonsten kühle und rationale Sahra Wagenknecht ließ sich vom Tsunami
mitreißen und erklärte22 „Und natürlich stellt sich die Frage: Wie konnte aus jenem Putin, der
noch vor 20 Jahren den Westen geradezu umarmt und die Hand zur Zusammenarbeit
ausgestreckt hat, jener Mann werden, der jetzt wild um sich schlägt, nationalistische Töne
verbreitet und ohne Rücksicht auf Verluste seine militärische Stärke ausspielt?“
Hatte Sahra denn in den 20 Jahren nicht mitbekommen, dass der Westen auf Putins
ausgestreckte Hand nicht nur spuckte, sondern schlug?
Im Reichstag wurde am 27. Februar in der Sondersitzung23 des Bundestages Andrij Melnyk,
der ukrainische Botschafter und Verehrer des Nazi-Kriegsverbrechers und Massenmörders
Stjepan Bandera, als Ehrengast mit standing ovations begrüßt – auch von Abgeordneten der
Linksfraktion ... Es war der gleiche Tag, der 27. Februar im Jahr 1933, als der Reichstag in
Flammen stand, angezündet in einer False-Flag-Operation der Nazis, um in der Folge
Tausende Kommunisten zu verhaften.
Ganz ergriffen hörten die Bundestagsabgeordneten dem am 17. März im Reichstag
zugeschalteten24 ukrainischen Präsidenten zu, der ihnen erzählte, Russland wolle das
ukrainische Volk vernichten. PR-mäßig war er zum Medienstar aufgepustet worden, der auf
Großleinwänden in Europas Hauptstädten Hilfe für den Endsieg gegen Russland fordert.
Dem deutschen Kanzler rief er zu „Geben Sie Deutschland die Führungsrolle, die es
verdient!“ und beendete seine Rede mit der Parole „Slawa Ukraini!“ der ukrainischen Nazi-
Kollaborateure. Da standen sie wieder auf, die Bundestagsabgeordneten, und klatschten
langanhaltend.
Es waren beängstigende Szenen. Und dies war erst der Anfang.
Inzwischen haben sich Politiker und Medien in ihrem anti-russischen Wahn gegenseitig
hochgeschaukelt. Ihre anfänglichen Sprüche über nötige Verhandlungen haben sie durch
Schlachtrufe ersetzt. Der letzte Rest von Zurückhaltung fiel. Jegliches Schuld- und
Schamgefühl über die eigene deutsche Geschichte und insbesondere über die Nazi-
Verbrechen gegen die Sowjetunion wird durch Selbstgerechtigkeit und moralischen
Größenwahn ersetzt.
Der Angriffskrieg Nazideutschlands gegen die Sowjetunion, der 27 Millionen Tote und
verbrannte Erde hinterließ, sollte der „Vernichtung der Lebenskraft Russlands“ dienen, wie
Hitler es formuliert hatte.
Heute will die deutsche Außenministerin, Annalena Baerbock, „Russland ruinieren“ durch
endlose Wirtschaftssanktionen und sie warnt vor einer „Kriegsmüdigkeit“ im erhofften
Endkampf gegen Russland.
„Es muss unser Ziel sein, dass Russland diesen Krieg nicht gewinnt“, mahnte der deutsche
Bundeskanzler, Olaf Scholz. Aus sicherer Brüsseler Distanz säuselte EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen: „Ich habe so viel Bewunderung für unsere
tapferen ukrainischen Freunde. Sie führen unseren Krieg.“
Deutsche Außenpolitik hat diplomatische Verständigung durch Belehrungen und Drohungen
ersetzt. Besonders fatal: Deutschland leistet sich eine Außenministerin, die sich durch
völlige Geschichtsignoranz auszeichnet, der jegliches Gefühl für die Realitäten in dieser
Welt fehlt und die angetrieben wird von moralischer Selbstüberhöhung und
Sendungsbewusstsein.
Deutschland müsse eine noch stärkere Führungsrolle in der EU und der NATO an der Seite
der USA übernehmen, ist das Credo der Ampelregierung. Dementsprechend beteuerte der
Grüne, Vizekanzler Robert Habeck seinem Herrn und Meister in Washington, dass
Deutschland im Kampf gegen Russland eine „dienende Führungsrolle“ spiele. Die
sicherheitspolitische Kehrtwende der Bundesregierung wurde in der US-Hauptstadt erfreut
zur Kenntnis genommen, berichtete der FOCUS25.
Für den Kampf gegen Russland werden die Waffenlager der „westlichen
Wertegemeinschaft“ entrümpelt, um sie – zur Freude der Rüstungsindustrie – mit
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neuwertigen Waffen aufzufüllen. Waffenlieferung an eine Kriegspartei wird nun zur heiligen
Pflicht und die Diskussion geht nur noch darum, wie schwer sie denn sein dürfen und wie
schnell sie geliefert werden. An der Heimatfront wird die Illusion geschürt, als würden
immer mehr Waffen für die Ukraine den ersehnten Endsieg über Russland doch noch
bringen. Die Kapitulation Selenskijs wird nur hinausgezögert. Ihm und seinen westlichen
Auftraggebern sind Leid und Leben der ukrainischen Bevölkerung nur Mittel zum Zweck.

Deutschland im Krieg gegen Russland
Laut Scott Ritter26, ehemaliger Offizier für Aufklärung der US-Marineinfanterie, sitzt die
CIA im ukrainischen Informationsministerium und kontrolliert, was in Europa erzählt wird.
CIA-Direktor William Burns erklärte voll Stolz im US-Senat27, dass Putin den
Informationskrieg verliert, den die USA gegen Russland führen. Auch seitens der Ukraine
wird der Informationskrieg zudem mit dem Einsatz professioneller westlicher Public-
Relations-Firmen organisiert28.
Im Internet kursiert der bittere Spruch:
Treffen sich zwei Sowjet-Soldaten im Mai 1945 vor dem Berliner Reichstag.
„Was schaust du so geknickt, Kamerad?“ –
„Na ja, wir haben den Informationskrieg gegen Goebbels verloren.“
Das Trommelfeuer der Propaganda im Stil faschistischer Kriegsberichterstattung ist so
gleichgeschaltet, massiv und extrem, dass selbst viele, ansonsten kritische Zeitgenossen ihr
blind folgen und nicht einmal mehr bereit sind, andere Informationen wenigstens zur
Kenntnis zu nehmen. Ein breites Mitläufertum unter sogenannten Aufgeklärten wurde
geschaffen. Nur können sie später nicht sagen „Wir haben es nicht wissen können.“ wegen
des bisher noch möglichen Zugangs zu anderer Information.

Am 27. Februar wurden binnen weniger Tage Hunderttausende mobilisiert und als neue
Friedensbewegung gefeiert. Das ging allerdings nicht ganz so spontan wie man annehmen
könnte. Dahinter stand „Campact“29 eine sehr professionelle, finanziell gut ausgestattete
Massenmobilisierungsmaschine, die seit mehreren Jahren allerlei Unterschriftskampagnen
online lanciert und damit inzwischen 2,3 Millionen Adressen gesammelt hat, die sie nun für
eine Mobilisierung gegen Putin nutzt.
Für ihre Mobilisierung hatte Campact ein Bündnis30 geschlossen u. a. mit sogenannten
NGOs, mit Gewerkschaften, Umweltverbänden, Kirchen.
Dazu schrieb die junge Welt31: „Kaum zu übersehen ist die Doppelmoral vieler Akteure des
Bündnisses. So gehören zu den treibenden Kräften hinter der momentanen Mobilisierung der
DGB und die Evangelische Kirche in Deutschland – beides Organisationen, die im Frühjahr
1999 den völkerrechtswidrigen Angriff der NATO auf Ex-Jugoslawien voll mitgetragen
haben.“
In der traditionellen Friedensbewegung hatten abstrakte pazifistische Parolen schnell
Hochkonjunktur: „Die Waffen nieder – Waffenstillstand – den Krieg stoppen!“ Sie waren
durchaus NATO-kompatibel, denn von dort ertönten anfänglich dieselben Forderungen an
Russland, bis sie gegen Schlachtrufe eingetauscht wurden.

Die Mehrheit der Erklärungen und Aufrufe aus der traditionellen Friedensbewegung
begannen gebetsmühlenartig mit der Verurteilung des „völkerrechtswidrigen russischen
(wahlweise Putins) Angriffskrieges“. Manche verurteilten ihn „aufs schärfste", „zutiefst“
und mit dem expliziten Zusatz er sei „durch nichts zu rechtfertigen“, oder Putins
Begründung seien „Lügen und Propaganda“.
Der Deutsche Freidenkerverband32 schrieb dazu:
„Von der Regel des Gewaltverbots nach Art. 2 Nr. 4 der UN-Charta gibt es die Ausnahme in
Artikel 51: das naturgegebene Recht zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung.
Nach den Verträgen über Beistand und Freundschaft zwischen Russland und den Donbass-
Republiken waren die Bedingungen für die Wahrnehmung des Rechts auf Selbstverteidigung
gem. UN-Charta gegeben.
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Russland führt also keinen ‚Angriffskrieg‘ und es hat auch keinen Krieg ‚begonnen‘, denn es
griff in einen schon acht Jahre dauernden Krieg ein, um ihn zu beenden, das Leben der
Bewohner des Donbass zu schützen und den barbarischen, mörderischen Nazi-Bataillonen
in der Ukraine das Handwerk zu legen.“
In den Erklärungen und Aufrufen aus der Friedensbewegung erschienen immer wieder die
gleichen Sätze wie aus vorgegeben Textbausteinen. Sie unterscheiden sich kaum von jenen
der USA/NATO, die seit Jahren nicht nur das Völkerrecht ausgehöhlt, sondern mit ihrer
„regelbasierten Ordnung“ abgeschafft hatten und sich heute in ihrer Verurteilung Russlands
ausgerechnet auf das Völkerrecht berufen.
In seiner Rede am 23. Februar33 erinnerte Putin noch einmal daran, dass die USA und die
NATO alle Bemühungen Russlands für eine friedliche Lösung des Konflikts in der Ukraine
und für eine Verständigung über die Nichterweiterung der NATO und die Prinzipien der
Sicherheitsordnung in Europa ignoriert hatten.
Putin fragte: „Und was sollen wir jetzt machen? Worauf noch warten? Wir erinnern uns gut,
wie 1940 und Anfang 1941 die Sowjetunion auf jede Weise bestrebt war, den Beginn des
Krieges zu verhindern oder wenigstens hinauszuzögern. Bis zum letzten Moment haben wir
versucht, den potentiellen Aggressor nicht zu provozieren. Deshalb haben wir sogar die
allernötigsten und auf der Hand liegenden Verteidigungsmaßnahmen unterlassen oder viel
zu spät eingeleitet. Ein zweites Mal werden wir diesen Fehler nicht begehen, wir dürfen es
nicht tun.“
Plötzlich sollte diese Erfahrung der Sowjetunion, die für diesen Fehler mit 27 Millionen
Menschenleben, unermesslichem Leid und Zerstörung bezahlen musste, offenbar keine Rolle
mehr spielen – auch nicht in der deutschen Friedensbewegung?
Viele ältere Linke in Parteien oder der traditionellen Friedensbewegung, für die die
Freundschaft mit der Sowjetunion und später mit Russland allein schon aus historischem
Bewusstsein wichtig war, waren schockiert, enttäuscht, ihr Vertrauen in Russland war
erschüttert. War es doch so einfach gewesen, die Politik eines Russland zu verteidigen, das
immer geduldig reagierte, dessen Bemühen um Einsicht seiner „Partner“ endlos schien, und
das doch von ihnen nur belogen und betrogen wurde. Man hätte erwarten können, dass sie
nach dem 23. Februar erst einmal tief Luft holen und nachdenken, bevor sie wütend ihre
Verurteilung Russlands oder Putins wie einen Peitschenhieb loslassen.
Jene in der Friedensbewegung, die so schnell bei der Hand waren, Russland zu verurteilen,
sollten die Frage beantworten: Welche konkrete Alternative wäre Russland denn geblieben?
Hätte Russland vor der sich ständig zuspitzenden existentiellen Bedrohung kapitulieren
sollen?
Zusehen, wie die Ukraine endgültig zum offiziellen NATO-Stützpunkt ausgebaut würde mit
der Stationierung von Atomwaffen? Zusehen, wie Washington aus sicherem Abstand
weiterhin das ukrainische Regime und seine Faschisten-Bataillone bewaffnet und anleitet,
um Russland zu provozieren und die Spannung bis zum nächsten endgültigen Zerreißen
aufrechtzuerhalten? Ist es das, was Europa sicherer gemacht hätte? Ist es wirklich das, was
die Friedensbewegung bevorzugt hätte?
Wenn Friedensgruppen in ihren Aufrufen und Erklärungen forderten: „Verhandeln jetzt“,
hatten sie nicht hingehört, als die russische Regierung mehrmals angekündigt hatte, dass sie
die Verweigerung ernsthafter Verhandlungen auf Dauer nicht hinnehmen werde. Hatten sie
angenommen, Putin und Lawrow scherzten, als sie die NATO wiederholt davor warnten, die
„rote Linie“ nicht zu überschreiten?
Am 17. Februar hatte die russische Regierung in einem Schreiben an die USA/NATO einen
letzten Versuch gemacht, um endlich eine ernsthafte Antwort zu den russischen
Vertragsentwürfen34 für gegenseitige Sicherheitsgarantien zu erhalten.
Darin heißt es u. a. ausdrücklich: „Sollte die amerikanische Seite nicht bereit sein, feste,
rechtlich verbindliche Garantien zu vereinbaren, um unsere Sicherheit vor den USA und
ihren Verbündeten zu gewährleisten, wird Russland gezwungen sein, zu reagieren, auch mit
militär-technischen Maßnahmen.“ – Es war wieder umsonst.
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Für die Forderung nach Verhandlungen war und ist Russland der falsche Adressat: Das
Angebot, ernsthaft und ehrlich zu verhandeln, hat Moskau nie zurückgezogen. Auch die
militärische Intervention war von Anfang an mit dem Bemühen Russlands um eine
Beendigung des bewaffneten Konflikts in direkten Verhandlungen mit Kiew verbunden. Als
die ukrainische Delegation endlich einen konstruktiven Vorschlag vorlegte, auf dessen
Grundlage eine Weiterverhandlung mit Moskau möglich gewesen wäre, wurde Kiew von
Washington und London zurückgepfiffen. Der Westen sei nicht bereit, mit Russland Frieden
zu schließen, hatte Boris Johnson Kiew mitgeteilt35, woraufhin Kiew die Verhandlungen mit
Moskau beendete. So viel zur „Unabhängigkeit und Souveränität" der Ukraine, die der
Westen vorgibt zu verteidigen.
Die Ukraine soll weiterkämpfen bis zum Endsieg über Russland, deshalb benötige die
Unterstützung der Ukraine – laut Annalena Baerbock36 – einen „langen Atem" und immer
mehr Waffen. Schließlich müssen „wir alles dafür tun, dass – auch wenn wir erschöpft sind –
wir weiterhin die Ukraine verteidigen“ denn dort werde „Frieden und Freiheit für ganz
Europa verteidigt“.
Seitdem Selenskijs tägliche Darbietung „die Ukraine gewinnt, gebt uns einfach noch mehr
Geld und Waffen“ nicht mehr ganz zieht und Zweifel aufkommen lässt, werden vermehrt
Rufe nach Verhandlungen mit Russland laut. Schließlich gilt es für die USA, NATO und
EU, „zu retten, was noch zu retten ist“ und eine weitere Hinwendung Russlands zu China zu
verhindern. Nach all den Erfahrungen der letzten Jahre muss sich Russland allerdings die
Frage stellen, warum es überhaupt noch mit dem NATO-Westen oder seinen Marionetten
verhandeln sollte, wenn es sich auf Vereinbarungen mit denen sowieso nicht verlassen kann.

Es wird von Krieg mitten in Europa geredet,
aber was ist mit dem Faschismus mitten in Europa?
Bekannt ist die wichtige Rolle, die Nazis im von den USA und der EU geförderten Putsch in
der Ukraine im Februar 2014 spielten. Seitdem ist ihr Einfluss auf den Staats-, Regierungs-
und Sicherheitsapparat gewachsen. Darüber berichteten37 selbst West-Medien zum Teil
ausführlich.
Seit dem Eingreifen Russlands wird hierzulande der Faschismus in der Ukraine völlig
geleugnet oder verharmlost, als ginge es nur um ein paar wenige neo-nazistische
Organisationen, in einem ansonsten demokratischen Staat.
Die Nazifizierung hat alle Bereiche der Gesellschaft durchdrungen. Diskriminierung der
russischsprachigen Bevölkerung, die russische Sprache aus Ämtern, Schulen und dem
öffentlichen Leben verdrängt. Die russische Kultur wird ausgelöscht. Dazu sollen nun auch
zirka 100 Millionen Bücher der russischen und sowjetischen Literatur aus allen öffentlichen
und Schul-Bibliotheken verbannt werden, denn es sei eine „wirklich schädliche Literatur, die
die Ansichten der Menschen wirklich beeinflussen kann“, erklärte38 die Direktorin des
Ukrainischen Bücher-Instituts.
Nazi- und SS-Kollaborateure werden als Nationalhelden gefeiert, allen voran der
Massenmörder Stjepan Bandera. Denkmäler wurden für sie errichtet, Straßen und Plätze
nach ihnen benannt.
Die Nazi-Bataillone wurden in die Armee integriert und werden bis heute von westlichen
Geheimdiensten und Militärs ausgebildet, bewaffnet und instruiert. Deren Kämpfer
verhindern jetzt Evakuierungen von Zivilisten und stellen schwere Waffen in Wohnvierteln
auf, um sich menschliche Schutzschilde zu schaffen. Die Mitglieder des faschistischen
Asow-Bataillons wurden im Kampf um Mariupol in deutschen Medien als heldenhafte
Patrioten gefeiert. Fotos, die ihre mit Nazi-Symbolen tätowierten Körper nach der
Gefangennahme im Mai zeigen, wurden für das deutsche Fernsehen ‘rausgeschnitten. Als
Selenskij am 7. April im griechischen Parlament live zugeschaltet39 wurde, gab er – wie
selbstverständlich – auch einem Kämpfer des faschistischen Asow-Bataillons die
Möglichkeit, sich an die Abgeordneten zu wenden und löste in Griechenland damit heftigen
Protest aus.
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Als erstes nach dem Putsch wurde in der Ukraine die Kommunistische Partei verboten und
schließlich alle Parteien und Organisationen, die sich gegen die Militarisierung und
Faschisierung ihres Landes stellten, ebenso wie regierungskritische Zeitungen. Dissidenten
wurden und werden verschleppt, gefoltert und ermordet, sogenannte „Russenfreunde“ auf
offener Straße gelyncht. Ein Sanitätschef40 konnte im Fernsehen die Kastration verwundeter
russischer Kriegsgefangener anordnen, weil sie „Kakerlaken sind und keine Menschen“ –
und ein TV-Moderator41 in einer Livesendung Adolf Eichmann zitieren und dazu auffordern,
russische Kinder zu töten, um Russland zu vernichten. Michail Podoljak, hochrangiger
Berater Selenskijs, forderte42 die „Derussifizierung“ des Donbass.
Für Politiker und Medien hierzulande ist das alles kein Thema, denn für ihre anti-russische
Hysterie und bedingungslose Unterstützung der Ukraine brauchen sie den Rückhalt an der
Heimatfront. Eine informierte Bevölkerung könnte den gefährden.
„Das Wesen des heutigen ukrainischen Staates ist die Allianz des Großkapitals und der
Regierungsbürokratie, die von faschistischen Elementen unter der totalen politischen und
finanziellen Kontrolle der USA unterstützt wird,“ schrieb die Kommunistische Partei der
Russischen Föderation (KPRF)43, die größte Oppositionspartei Russlands.
Warum beschweigt ausgerechnet die deutsche Friedensbewegung in ihrer Mehrheit den
russophoben Faschismus, der in der Ukraine herrscht? Es ist auffällig, dass man dazu – von
wenigen Ausnahmen abgesehen – nichts in ihren Erklärungen und Aufrufen findet. Was ist
das für ein Antifaschismus, den deutsche Friedensaktivisten ständig für sich als Grundlage
ihres Handelns reklamieren?
Wenn man im einstimmigen Chor der anti-russischen Verurteilung behauptet, das
Einschreiten Russlands sei „durch nichts zu rechtfertigen“ dann verbietet sich natürlich jeder
Hinweis auf den ukrainischen Faschismus. Dann muss man verschweigen, dass die
ukrainischen Faschisten, die als Speerspitze der USA kurz davorstanden, die Donbass-
Republiken und die Krim, also einen Teil der Russischen Föderation, heim ins NATO-Reich
zu holen. Sie schweigen – aber nicht, weil sie es „nicht besser wissen konnten.“
Jene, die sich doch so gern mahnend auf die Geschichte Deutschlands beziehen, verstehen
offenbar nicht, wie tiefgreifend die Erfahrung mit dem deutschen Faschismus auch heute
noch in Russland verankert ist und warum die übergroße Mehrheit der russischen
Bevölkerung die Intervention unterstützt.
Natürlich stellen sie sich auch nicht die Frage, welche kollektiven Empfindungen in
Russland geweckt werden, wenn nicht nur die deutsche Regierung die faschistische Ukraine
im Kampf gegen Russland unterstützt, sondern wenn – wie das in einigen Erklärungen
formuliert wird – ausgerechnet aus der deutschen Friedensbewegung zur Desertion und
Unterstützung eines Widerstandes gegen die russische Regierung aufgerufen wird. Das kann
man nicht mehr als pazifistische Naivität abtun.
Das ist ganz im Interesse der USA/NATO und ihrer Geheimdienste.
Für einige ist der Konflikt um die Ukraine lediglich eine inter-imperialistische
Auseinandersetzung. So behauptet z. B. die Leiterin des Moskauer Büros der Rosa-
Luxemburg-Stiftung, Kerstin Kaiser44, Russland sei „ein genauso aggressiver kapitalistischer
Staat wie alle anderen“.
Wenn dem so wäre, dann müssten ja gerade die russischen Großkapitalisten das stärkste
Interesse an einem Krieg gegen die Ukraine haben. Dem ist aber nicht so, wie die
Kommunistischen Partei der KPRF45 klarstellt: Die Russische Oligarchie sei gegen die
Militäroperation in der Ukraine gewesen. „Sie strebte danach, in die Weltoligarchie
integriert zu werden, und stand bereits unter massivem Druck des Westens, der sie dazu
drängte, Druck auf die Regierung auszuüben, um sie zu veranlassen, die pro-westliche
Ausrichtung Russlands zu bewahren.“ Die schärfsten Gegner des militärischen Eingreifens
Russlands, „waren vor allem das große Monopolkapital, seine politischen Vertreter im
liberalen Milieu und ihre ‚kreativen‘ Lakaien in der so genannten Intelligenz.“
Die Kommunistische Partei Simbabwes46 fragt: „Da Russland nicht mehr sozialistisch ist, ist
es akzeptabel, dass an seiner Grenze ein NATO-Stützpunkt von einem von Nazi-Schergen
regierten Land errichtet wird?“
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Äquidistanz und Verschleierung versus Aufklärung und konsequente
Positionierung
Kurz nach dem von ihnen 2014 unterstützen Staatsstreich in Kiew hatten die NATO-Staaten
eine Erhöhung der Aufrüstung auf 2 % ihres Bruttoinlandsprodukts beschlossen, für ihren
gemeinsamen Kampf gegen die „russische Bedrohung“. Das gerade von der
Bundesregierung beschlossene 100-Milliarden-Euro-Programm sogenannten
„Sondervermögens“, soll die Bundeswehr in den kommenden Jahren fit machen – natürlich
gegen die „russische Bedrohung“.
Große Teile der Friedensbewegung haben nun ein Bündnis geschlossen gegen dieses
Rüstungsprogramm mit dem Aufruf NEIN zur Aufrüstung – JA zur zivilen, solidarischen
Entwicklung!47 Dazu soll es Demonstrationen und andere Aktionen geben.
Widerstand gegen derartige Rüstungsausgaben ist natürlich grundsätzlich für eine
Friedensbewegung. Über die Höhe der Rüstungsausgaben entscheidet eine Regierung nach
ihren politischen Prioritäten. Eine politische Kehrtwende ist die Voraussetzung, um eine
andere Prioritätensetzung zu befördern.
Die Ampel-Regierung hat sich dem Kampf der USA/NATO gegen Russland völlig
untergeordnet. Die Feindschaft gegen Russland, die sie damit geschaffen hat, bestimmt
derzeit das gesamte politische Leben in diesem Land. Kann man andere politische Prioritäten
herbeiführen, Abrüstung erreichen, wenn man diese konkrete Politik und Zusammenhänge
negiert?
In dem Bündnis-Aufruf heißt es, „das neue globale Wettrüsten der vergangenen Jahre“ habe
„die verschärfte Konfrontation der großen Machtblöcke mit verursacht und eskaliert sie
weiter.“
Hier ist sie also wieder: die Ideologie der Äquidistanz. Sie wird zur Grundlage des Kampfes
gegen das Aufrüstungsprogramm gemacht?!
Die Ideologie der Äquidistanz dient der Vermeidung einer klaren politischen Positionierung,
die sehr unbequem werden kann, wenn sie den zulässigen engen Meinungskorridor verlässt.
Die Ideologie der Äquidistanz ist nicht nur opportunistisch, sondern dient der Verschleierung
von Interessen und Verantwortlichkeiten. Die Schuldigen sind „globales Wettrüsten“ und
„große Machtblöcke“.
Nur: Wer hat in den vergangenen Jahren Rüstungskontroll-Verträge einseitig gekündigt und
Abrüstungsverhandlungen verweigert? Ist Russland an die Grenzen der NATO gerückt? Wer
hat eine friedliche Lösung in der Ukraine verhindert? Wer hat systematisch eine ernsthafte
Diskussion geschweige denn einen Vertrag über gegenseitige Sicherheitsgarantien
verweigert? Wer hat Diplomatie durch Sanktionen ersetzt? Wer will wen „ruinieren“? Wer
hat das Völkerrecht seit 30 Jahren mit Füßen getreten? Wer hat mit Regime-Change-Kriegen
Millionen von Menschen getötet, verwundet, in die Flucht getrieben, verbrannte Erde
hinterlassen? Wer will das Völkerrecht durch eine „regelbasierte Ordnung“ ersetzen zur
Erhaltung der eigenen Hegemonie? Die Liste kann verlängert werden.
Wie will eine Friedensbewegung das Aufrüstungsprogramm bekämpfen, wenn sie nicht nur
zu dessen politischer Begründung schweigt, sondern auch dazu, wer damit ins Visier
genommen wird?
Da ist die NATO ehrlicher: Sie kündigt ganz offen an:
· Die Aufrüstung der Ukraine soll forciert und längerfristig angelegt werden. Die

Anpassung der ukrainischen Streitkräfte an NATO-Standards soll die gemeinsame
Kriegführung mit dem Westen ermöglichen.

· Die NATO-Ostflanke von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer soll hochgerüstet werden
mit mehr Truppen, Waffen und Munition.

· Mit dem neuen strategischen Konzept wird die NATO ihre Feindschaft und
Konfrontation gegen Russland festschreiben und zum ersten Mal auch den Kurs gegen
China festlegen.
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Es ist die Anti-Russland-Politik, die zur Verschärfung der Konfrontation geführt hat. Die
NATO will ihren Konfrontationskurs mit Russland weiter forcieren und ausweiten – auch
gegen China. Und die Friedensbewegung will dazu schweigen?
Wie stellt sich die Friedensbewegung eine „solidarische Kultivierung der Gesellschaft“, und
„Völkerverständigung“ vor, wie es im Aufruf heißt, wenn sie den von Politikern und Medien
systematisch betriebenen faschistoiden Russland-Hass, der heute den gesamten öffentlichen
Diskurs beherrscht und vergiftet, nicht einmal erwähnt?
Bei den geplanten Rüstungsausgaben handelt es sich um neue Schulden, die in den
kommenden Jahren auch unter einer künftigen Regierung den Banken zurückgezahlt werden
müssen. Für die Bevölkerung sind das abstrakte Kosten. Was sie allerdings bereits spürt,
sind die steigenden Lebenshaltungskosten und Energiepreise auf Grund der politischen
Prioritäten, die EU und Bundesregierung setzen, zuletzt insbesondere mit ihrer
„Energiewende“ und durch die Auswirkungen der Corona-Regierungsmaßnahmen.
Und nun schlägt der Sanktionswahnsinn gegen Russland in voller Wucht zurück auf die
Lebenshaltungskosten und Energiepreise hierzulande. Die unverantwortliche Politik der
Ampelregierung, die „Russland ruinieren“ soll, führt zur wirtschaftlichen Katastrophe, die
die Mehrheit der Bevölkerung spüren wird. Warum wird das nicht erwähnt?
In der Friedensbewegung gibt es genug gut informierte Aktive, die die Strategie48 der USA
kennen, die darauf ausgerichtet ist, eine Kooperation Westeuropas – insbesondere
Deutschlands – mit Russland zu verhindern und vor allem Konfrontation zwischen den
beiden aufrechtzuerhalten, um beide zu schwächen. Für den US-Präsidenten49 ist das offenbar
wie ein spannender Wettkampf, den er im Fernsehen beobachtet: „Ich denke, dass es in
einem bestimmten Stadium zum Teil ein Abwarten geben wird – was die Russen aushalten
können und was Europa bereit ist auszuhalten.“
Wenn der deutsche Vize-Kanzler Habeck stolz ankündigt, Deutschland wolle eine „dienende
Führungsrolle“ für die USA spielen, denen es im Kampf gegen Russland und China nur um
die Sicherung des eigenen Machterhalts über den Rest der Welt geht, dann wäre die
Forderung nach einer von den USA unabhängigen Politik geboten!
Die Verantwortung für die gegenwärtige Situation liegt allein bei den USA und ihrem
Gefolge in der NATO, der EU und der Bundesregierung, die alles getan haben, die sich
zuspitzende Gefahr eines militärischen Zusammenstoßes noch weiter anzufeuern.
Russland wird diesen Krieg gegen die USA und deren „Diener“ gewinnen. Wie lange das
gesamte gleichgeschaltete Lügenkonstrukt im NATO-Westen über Russland, seine
Absichten und sein Vorgehen aufrechterhalten werden kann, wird sich zeigen. Natürlich
werden sie alles daransetzen, wirkliche Aufklärung zu verhindern. Schließlich sind ihre
wichtigsten Instrumente, wie Friedhelm Klinkhammer/Volker Bräutigam50 es formulierten:
„Unterschlagen wesentlicher Informationen, Verschleiern problematischer Fakten, verzerrte
Darstellung von Sachzusammenhängen, irreführende Ausdrucksweise per Sprachregelung,
Verzicht auf Gegenrecherche, Ignorieren missliebiger Aussagen“.
Politik ist immer interessengeleitet. Wenn es um Krieg und Frieden geht, muss gerade in der
Friedenbewegung die Frage gestellt und beantwortet werden: Wer vertritt und verfolgt in der
internationalen Auseinandersetzung welche Interessen. Auf der Grundlage der Ideologie der
Äquidistanz ist dies nicht möglich.
Auch wenn es Bündnisse schwieriger macht, Friedensbewegung darf nicht verschleiern,
sondern muss hinterfragen und aufklären.
Der Kampf der Friedensbewegung wird nicht so bequem weitergehen, wie in den letzten
Jahren. Der selbstverschuldete wirtschaftliche Niedergang der westlichen Länder ist
unausbleiblich und kann zu großen Unruhen führen. Die staatliche Repression wird auch in
Deutschland erheblich zunehmen. Internationale Auseinandersetzungen werden sich weiter
zuspitzen, insbesondre auch durch US-Provokationen gegen China.
Die unipolare Weltordnung mit den USA an der Spitze ist im Niedergang. Mit ihren
Vasallen versuchen sie mit allen Mitteln, den zu verhindern. Das zeigt auch der Druck, den
sie auf alle Staaten ausüben, die sich der Sanktionspolitik und Feindschaft gegen Russland
nicht anschließen.
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Nicht Russland ist isoliert, das sich gemeinsam mit China für die Entstehung einer
multipolaren Weltordnung einsetzt, sondern die USA, NATO und EU sind es. Immer mehr
Länder mit der Mehrheit der Weltbevölkerung wollen die westliche Arroganz,
Bevormundung und Aggression nicht länger hinnehmen und wenden sich Russland und
China zu. Die „westliche Wertegemeinschaft“ hat sich mit ihrer Doppelmoral vor der Welt
endgültig entblößt
Sie kann den Niedergang der US-Hegemonie, die auf Verbrechen gegen die Menschheit
beruht, hinauszögern, aber das Entstehen einer multipolaren, demokratischen Weltordnung
nicht verhindern. Dafür muss das Völkerrecht erst weltweit und für alle zur Geltung gebracht
werden.

Es geht um den Kampf: US-Hegemonie versus multipolare Weltordnung
Auch die Friedensbewegung wird sich früher oder später für eine konsequente
Positionierung entscheiden müssen.
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Prof. Dr. Anton Latzo

Die Wahrheit liegt in den Tatsachen
Prof. Dr. Anton Latzo war Lehrstuhlleiter am Institut für Internationale Beziehungen der
DDR an der Akademie für Staat und Recht. Den Vortrag hielt Anton Latzo auf dem
Kundschaftertreffen der GRH im April 2022.

Es ist nach wie vor wichtig, festzuhalten, dass in den internationalen Beziehungen
nach wie vor und noch lange Zeit die Fragen der Macht für Frieden und Sicherheit
der Völker und Staaten von zentraler Bedeutung bleiben. Es sind Faktoren, die –
unter Klassenbedingungen - Zeitenwechsel überdauern!
Der Grundwiderspruch unserer Epoche ist zwar lösbar, aber nicht einfach durch
Nichtbeachtung zu beseitigen. Seine Beseitigung ist nur durch Lösung möglich!
Die Auseinandersetzungen in der Ukraine, einschließlich Einsatz militärischer
Mittel, sind Bestandteil und bisheriges Ergebnis des Kampfes des Imperialismus
der USA und Westeuropas gegen Russland, um Mittel- und Osteuropa, um die
Ausdehnung seiner Herrschaft über Eurasien, von Lissabon bis Wladiwostok.
Sie sind unmittelbare Folgen der Niederlage des Sozialismus in Europa und der
Zerstörung der UdSSR. Sie haben den Weg für die Beseitigung der Ergebnisse der
KSZE, für die Osterweiterung der NATO bis an die Grenze Russlands und für den
Ausbau Osteuropas zum Aufmarschgebiet gegen Russland ermöglicht.
Der Kampf in der Ukraine richtet sich also nicht nur gegen die einheimischen
Nazis, sondern auch gegen die Politik der USA und ihrer Verbündeten, die diese
faschistischen Kräfte installiert, unterstützt und geführt haben. Es ist ein Krieg
gegen die Bereitschaft der von den faschistischen Kräften geführten ukrainischen
und internationalen Kreise, einen Stellvertreter-Krieg zur Durchsetzung der
imperialistischen USA-Interessen gegen Russland und gegen Sicherheit und den
Frieden in Europa zu führen. Es ist kein Krieg gegen das ukrainische Volk,
sondern Kampf für seine Befreiung und für die Verhütung eines Flächenbrandes
in Eurasien.

Aktuelle Situation und historischer Prozess
Um die Situation zu verstehen, ist es notwendig, sie in Zusammenhang mit dem
historischen Prozess zu betrachten. Seit Oktober 1917 geht es den
imperialistischen Mächten nicht nur um natürliche Reichtümer und
geostrategische Räume, sondern um die weltweite Verhinderung des
gesellschaftlichen Fortschritts. Alle materiellen, politischen und geistig-kulturellen
Faktoren in dieser Gesellschaft extrem ungleicher Eigentumsverhältnisse
(Imperialismus) weisen in die Richtung dringend notwendiger grundlegender
Umgestaltungen der Gesellschaft, zu einer sozial gerechteren Ordnung, die allen
Menschen prinzipiell gleiche Chancen zur Entwicklung und produktiven Nutzung
ihrer unterschiedlichen Fähigkeiten bietet.

Die aus der Sicht der Herrschenden bestehende Notwendigkeit, eine progressive
Lösung der Widersprüche ihrer Ordnung zu verhindern, führt zur Vertiefung der
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Widersprüchlichkeit in der Entwicklung der Gesellschaft und wirkt zunehmend in
Richtung auf eine Radikalisierung der politischen Systeme, der Zunahme
reaktionärer gesellschaftlicher und politischer Konzepte.
In der Erhaltung der Hegemonie der USA sehen die Herrschenden
gegenwärtig einen Hauptweg zur Rettung ihres Systems. Die Ukraine wurde
nach der Niederlage des Sozialismus in Europa und nach der Zerschlagung
der UdSSR zur Kampfarena in dieser globalen Auseinandersetzung auf- und
ausgebaut.
Es geht um nicht mehr und nicht weniger als um die Weiterexistenz des
Kapitalismus! In der politischen und gesellschaftlichen Wirklichkeit sind die
Parteien und Politiker, die Medien, Stiftungen sowie „Denkfabriken“ aller Art
aber bemüht, Russland als Hauptursache aller Probleme zu brandmarken – auch
für die Lage in der Ukraine! Ohne Frage ist hier eine bedauerliche und vor allem
eine gefährliche Situation für Frieden und Sicherheit der Völker und vor allem
Russlands entstanden. Aber sie ist nicht aus dem Nichts und auch nicht plötzlich
und unerwartet aufgetaucht. Die Situation lässt sich auch nicht auf ein Verhältnis
Russland – Ukraine reduzieren! Es geht der NATO unter Führung der USA sowie
den Mächten der EU darum, die Ukraine als Pfahl im Fleische Europas und an der
Grenze Russlands auszubauen, um einen historischen Spruch abzuwandeln. Sieht
man genau hin, so ist es erstens eine jahrelange Konfrontation zwischen der
NATO unter der Führung der USA und Russland auf ukrainischem Boden, die
laut Konzept der USA und der EU (Borrell) bis zum letzten Ukrainer geführt
werden soll.
Was in der gegenwärtigen Situation passiert, ist Teil eines größeren globalen
Prozesses der sozial-ökonomischen und politischen Veränderungen. Und Russland
spielt in der gegenwärtigen Phase als eigenständige Großmacht und als
Bündnispartner der VR China wieder eine sehr wichtige Rolle. Man geht von der
Überlegung aus, dass, wenn es gelänge, Russland zu eliminieren, dies eine
substanzielle Schwächung auch der VR China nach sich ziehen und damit die
Rettung der kapitalistischen Gesellschaft ermöglichen würde.

Konzept der USA
Die Politik der USA ist eine bewusste Verwirklichung ihrer konzeptionellen
Vorstellungen, die nach 1945 entwickelt und besonders seit der KSZE und in den
1990er Jahren, nach der Niederlage des Sozialismus in Europa und nach der
Zerschlagung der UdSSR, intensiviert wurden. Sie haben ihren Niederschlag in
der Ost-Erweiterung der NATO gefunden, wurden in den inszenierten „bunten
Revolutionen“ in den GUS-Staaten (Maidan) fortgesetzt.

Der Auf- und Ausbau sowie die Nutzung der Ukraine ist ein bewusst geplanter
und realisierter Vorgang. Sie soll als Pfahl im Fleische des Territoriums der
ehemaligen UdSSR (GUS) und der gewesenen Warschauer Vertragsorganisation
als entscheidender Schritt zur Wahrung der Hegemonie der USA in Europa und im
eurasischen Raum dienen. Das Grundkonzept der USA findet sich in den
manchmal prophetisch erscheinenden Aussagen von Zbigniew Brzezinski z.B. in
seinem Buch „Die einzige Weltmacht“, die offensichtlich eine Zusammenfassung
aller Vorstellungen vor und nach 1989 darstellen. Die Bedeutung der Ukraine im
Kampf gegen Russland wurde dabei so begründet: „Unter geopolitischem Aspekt
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stellte der Abfall der Ukraine einen zentralen Verlust dar, denn er beschnitt
Russlands geostrategische Optionen drastisch“. Weiter: „Ohne die Ukraine ist
Russland kein eurasisches Reich mehr.“ Aber auch unter regionalen Aspekten
wird der Ukraine bei der Beschränkung der Wirkungsmöglichkeiten Russlands
eine Schlüsselrolle eingeräumt. Dazu heißt es zum Beispiel: „Die Unabhängigkeit
der Ukraine beraubte Russland seiner beherrschenden Position am Schwarzen
Meer“. Die Ukraine spielt also eine bestimmte, schon sehr früh geplante Rolle im
Konzept der USA und der NATO, dass auf die Sicherung der amerikanischen
Hegemonie ausgerichtet ist.
In Sorge vor einem Wiedererstarken Russlands nach der Zerstörung der UdSSR
plädierte Brzezinski frühzeitig für eine NATO-Osterweiterung, die ursprünglich
auch die Ukraine einbeziehen sollte. „Da die EU und die NATO sich nach Osten
ausdehnen, wird die Ukraine schließlich vor der Wahl stehen, ob sie Teil einer
dieser Organisationen werden möchte“, so Brzezinski. Er wies auch schon auf die
Reihenfolge hin: erst die anderen osteuropäischen Staaten und dann die Ukraine.
„Es ist davon auszugehen“, sagt Brzezinski, „dass sie, um ihre Eigenständigkeit zu
stärken, beiden beitreten möchte, wenn deren Einzugsbereich einmal an ihr grenzt
und sie die für die Mitgliedschaft notwendigen inneren Reformen durchführt“.
Wohlgemerkt, dieses Konzept wird Mitte der 1990er Jahre, also n a c h dem viel
umstrittenen Verzicht auf die Ostausdehnung der NATO gegenüber Gorbatschow
– aber zu Zeiten Jelzins - so formuliert! Alles, was geschehen ist und geschieht, ist
von den USA – entgegen den Zusagen zum Verzicht auf Osterweiterung - so
geplant und wird von der NATO so verwirklicht!
Der Wert von Brzezinskis Aussagen besteht unter anderem darin, dass sie die in
offiziellen Dokumente etwas glattgebügelten Vorhaben der USA ungeschminkt
zutage bringen.

Zwischen-imperialistische Widersprüche auf Kosten Russlands austragen
Wie es sich immer deutlicher herausstellt, haben wir es in der Ukraine mit einem
weiteren Feld der Austragung von Widersprüchen zwischen USA und EU bzw.
ihren Mächten zu tun, über den aber allgemeines Schweigen verordnet ist. Die
Ausweitung dieses Kampfes bis an die Grenzen Russlands bedeutet eine weitere
Gefährdung der Sicherheit dieses Landes.
Den USA geht es darum, Russland und die westeuropäischen Mächte der EU,
einschließlich Großbritannien, in einem konfrontativen Verhältnis zueinander zu
halten, damit sich beide Seiten gegenseitig schwächen. Es soll verhindert werden,
dass sie zusammen zu einer - wenn auch nur zeitweiligen - Kraft gegen die Ziele
der USA in Europa und weltweit werden können.
Besondere Aufmerksamkeit erfährt das Verhältnis Deutschland – Russland. Man
ist aber ebenso daran interessiert, das Stellung Deutschlands in der EU und sein
Verhältnis zu Frankreich und Großbritannien ständig zu stören, sowie seinen
Einfluss in den Ländern Osteuropas zu stoppen bzw. zurückzudrängen. Die Krise
in der Ukraine hat also sehr viel mit Deutschland zu tun. Letztendlich geht es den
USA darum, zu verhindern, dass Deutschland durch seine (wirtschaftlichen)
Beziehungen mit Russland und mit China von der Logik einer anderen
Weltordnung erfasst wird als wir sie bisher haben. Die Sanktionen sollen einen
kräftigen Anteil daran haben. Dabei werden die unterschiedlichen Interessen der
einzelnen Regierungen der EU-Staaten und Großbritanniens in Bezug auf Ukraine
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und Russland stimuliert und ausgenutzt, um vor allem die ökonomischen
Widersprüche so gegeneinander ins Spiel zu bringen, dass die Entstehung einer
Mächtegruppierung zu Ungunsten der USA verhindert wird. Der Streit um die
Ostsee-Pipeline gehört dazu – ist aber nur ein Element! Dies ist auch aus
offiziellen Dokumenten der USA-Regierung zu entnehmen. Der unter der Regie
des Pentagon (Dirk Cheney) im März 1992, mit dem Ende der der UdSSR
erarbeitete „Defence Planing Guidance“ (auch „No-Rivals-Plan“) weist
ausdrücklich darauf hin, dass die USA-Vorherrschaft nicht allein gegen „Rivalen“
wie Russland und China „verteidigt“ werden muss, sondern auch gegen
Verbündete wie die EU-Staaten.
Laut diesem Plan geht es den USA darum, „den (Wieder-)Aufstieg eines neuen
Rivalen zu verhüten, sei es auf dem Gebiet der früheren Sowjetunion oder
anderswo, der eine Bedrohung der Größenordnung darstellt, wie früher die
Sowjetunion. … Dies erfordert, dass wir (USA) versuchen müssen, zu verhüten,
dass irgend eine feindliche Macht eine Region dominiert, deren Ressourcen –
unter gefestigter Kontrolle – ausreichen würden, eine Weltmachtposition zu
schaffen. Zu diesen Regionen“, heißt es ausdrücklich, „gehören Westeuropa,
Ostasien, die Gebiete der ehemaligen Sowjetunion und Südwestasien.“ Und in
Westeuropa ist nun mal Deutschland die Macht, die man kontrollieren muss! Für
das taktische Verhalten der USA gegenüber den konkurrierenden Mächten der EU
und auch gegenüber Großbritannien wird die Vorgabe „vornehm“ so formuliert:
„Wir müssen den Interessen der fortgeschrittenen industrialisierten Staaten weit
genug entgegenkommen, um sie abzuhalten, unsere Führungsrolle anzuzweifeln
oder die etablierte politische und wirtschaftliche Ordnung zu stürzen.“ Also:
Zuckerbrot und Peitsche!
Das Verhalten der USA in Zusammenhang mit den Entwicklungen in der Ukraine
wird von der Verwirklichung dieser Konzeption geprägt. Gleichzeitig verstärkte
sich in den USA die von George Friedman formulierte Sicht, die besagt: „Das
Hauptinteresse der US-Außenpolitik während des letzten Jahrhunderts, im Ersten
und Zweiten Weltkrieg und im Kalten Krieg waren die Beziehungen zwischen
Deutschland und Russland. Vereint sind sie die einzige Macht, die uns bedrohen
kann. Unser Hauptinteresse war, sicherzustellen, dass dieser Fall nicht eintritt.“
Und er sagte weiter: „Die Urangst der USA ist, dass deutsches Kapital und
deutsche Technologie sich mit russischen Rohstoffen und russischer Arbeitskraft
verbinden – eine einzigartige Kombination, vor der die USA seit Jahrhunderten
eine Höllenangst haben“. Es besteht offensichtlich ein größerer Zusammenhang
zwischen den Ereignissen in der Ukraine und dem Konkurrenz zwischen den USA
und Deutschland als in der Öffentlichkeit zugegeben. Deutschland könnte durch
ein Verhalten, das an den eigenen Interessen, an Frieden und Sicherheit orientiert
ist, einen substanziellen Beitrag zur Lösung des Konfliktes beitragen. Das
Verhalten der Regierung von Olaf Scholz ist offensichtlich dazu (noch) nicht
Willens oder in der Lage.
Deutschland folgt dem amerikanischen Standpunkt, der (im No-Rivals-Plan) die
NATO zum Hauptinstrument der aktuellen und künftigen Politik auserkoren hat.
Dieser besagt:
„Die NATO liefert weiterhin die unverzichtbare Grundlage für ein stabiles
Sicherheitsumfeld in Europa. Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, die NATO
als das vorrangige Instrument westlicher Sicherheit und Verteidigung und als
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Kanal für die US-Einflussnahme und die Einbeziehung in europäische
Sicherheitsfragen zu erhalten. Während die USA das Ziel einer europäischen
Integration befürwortet, müssen wir das Entstehen ausschließlich europäischer
Sicherheitsarrangements, die de NATO unterminieren, verhindern.“
Auch wenn die Konflikte zwischen den USA und den EU-Mächten quantitativ
zunehmen, sind sie in ihrer Qualität noch nicht so tiefgreifend, dass sie ein
gemeinsames Vorgehen gegen Russland, für die Schwächung Russlands
verhindern (siehe Nord-Stream 2) . Das ist also nach wie vor ein Faktor, der von
beträchtlicher Relevanz für die Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit
Russlands ist. Die gemeinsam inszenierten „bunten Revolutionen“ in den
ehemaligen Sowjetrepubliken (einschließlich Ukraine) durch die USA und EU
bestätigen das.

Russlands Vorschläge zielen auf gemeinsame Sicherheit
Mit der Osterweiterung der NATO und dem Abschluss bilateraler
Partnerschaftsverträge der USA mit den Staaten in Osteuropa sowie der
Errichtung militärischer Stützpunkte der USA in diesen Ländern auf bilateraler
Grundlage hat sich in Moskau die Überzeugung durchgesetzt, dass es notwendig
wird, weiteren westlichen Einflussgewinnen notfalls auch militärisch einen Riegel
vorschieben zu müssen. Danach fuhr Moskau sozusagen zweigleisig.
Bestimmend blieb die Orientierung auf politische Lösungen zur Gewährleistung
kollektiver Sicherheit. Dafür steht der 2008 vom damaligen russischen Präsidenten
Dmitrij Medwedew vorgelegte Entwurf eines Vertrages über kollektive Sicherheit,
der alle Staaten von „Vancouver bis Wladiwostok“ und die in diesem Bereich
existierenden internationalen Strukturen (NATO, OSZE, GUS) umfassen sollte.
Inhaltlicher Kern sollte die „unteilbare Sicherheit“ sein! Von den USA und den
anderen NATO-Mächten wurden alle konstruktive Vorschläge abgelehnt bzw.
einfach ignoriert. In den USA und in der NATO hat sich vielmehr die
Überzeugung durchgesetzt, die Kissinger am 5. März 2014 in der Washington
Post wie folgt formuliert hat:“ Wir haben die Sowjetunion besiegt. Wir werden
auch Russland besiegen . Wir werden die Russen zwingen, zu den Waffen zu
greifen.“ Aufgrund dieser offen aggressiven Politik der USA und der NATO
drehte sich in der Folgezeit in der internationalen Auseinandersetzung und in der
Politik gegenüber der Ukraine immer mehr alles um Konfrontation!

Reaktionäre innere Entwicklung in der Ukraine
Aber nicht nur die internationalen Bedingungen, sondern auch die inneren
ökonomischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der Ukraine
wurden entsprechend geformt.
Im Februar 2014 wurde mit direkter Unterstützung der USA und anderer NATO-
und EU-Mächte ein Staatsstreich durchgeführt. Die USA haben öffentlich
zugegeben, dass sie 5 Milliarden Dollar in seine Vorbereitung investiert haben.
Man nutzte den Umstand, dass die Ukraine ein noch junger Staat war, denn erst
nach dem Zusammenbruch der UdSSR im Dezember 1991 wurde die Ukraine
zum ersten Mal in ihrer Geschichte ein unabhängiger Staat.
Die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den prowestlichen Behörden wurde mit
Hilfe ausländischer Spezialisten, der Medien, Stiftungen (Sörös u.a.) so
kanalisiert, dass bei den Wahlen regelmäßig mehr pro-westliche Kräfte mit
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Wurzeln in den faschistischen Bandera-Reihen an die Oberfläche kamen und unter
Anleitung der ausländischen Agenturen die Politik bestimmten. USA-Bürger
wurden sogar Minister. Ein Teil, der für Führungspositionen rekrutiert wurde,
stammt aus Kreisen, die noch bis 1953 in die antikommunistischen und
antisowjetischen Kämpfe in der Westukraine, die besonders von den USA und
Großbritannien unterstützt wurden, aktiv beteiligt waren.
Wichtig war, dass eine Verschmelzung von Neonazis mit dem entstandenen
oligarchischen Kapital herbeigeführt wurde. Die Bandera-Leute dienten, wie
zu Beginn des Faschismus in Deutschland, als Stoßtrupp des Kapitals.
Gleichzeitig wurden sowohl die staatlich-politischen Kräfte und Institutionen als
auch die faschistischen Kräfte von der USA-Botschaft in Kiew mit dem Ziel
angeleitet, koordiniert und auch kontrolliert, die Ukraine als politisch-
ideologischer Stützpunkt und militärische Basis im Zentrum Osteuropa und als
Aufmarschgebiet gegen Russland und in Richtung Eurasien auf- und auszubauen.
Das Ergebnis: Die Natur des gegenwärtigen ukrainischen Staates ist ein
Bündnis aus Großkapital und höchster Staatsbürokratie, das sich auf
kriminelle und faschistische Elemente unter der politischen und finanziellen
Kontrolle der USA stützt.

Nach 2014 wurde in der Ukraine faschistische Ideologie durchgesetzt. Der 9. Mai
als Tag des Sieges wurde abgeschafft. Dafür werden Faschisten aus der Zeit vor
der Befreiung der Ukraine im 2. Weltkrieg und danach offiziell als Nationalhelden
anerkannt. Feierliche Märsche, Umbenennung von Straßen und Plätzen finden
statt, Schulbücher wurden umgeschrieben, Kommunisten-Verbot und Verfolgung
gehören zum Alltag.
Gleichzeitig wurde begonnen, die russischsprachige Bevölkerung und die
Angehörigen anderer Nationalitäten zu assimilieren, ihre Sprache aus Schulen,
Ämtern und öffentlichem Leben zu verbannen.
In der Region Donezk und Lugansk stießen diese Maßnahmen auf heftigen
Widerstand. Die Bewohner der Volksrepubliken grifffen zu den Waffen. 2014
fand ein Referendum statt, bei dem 87Prozent der Bürger für die Unabhängigkeit
stimmten. So entstanden die Volksrepubliken Donezk und Lugansk.
Seitens der Kiewer Regierung folgte 8 Jahre Beschuss und Kampf mit Tausenden
Toten und Verwundeten. Gleichzeitig entzog sich die ukrainische Regierung der
Umsetzung der im März 2015 auf Initiative Russlands unter Beteiligung
Deutschlands und Frankreichs abgeschlossenen Minsker Vereinbarungen.
Die USA, Großbritannien und andere NATO-Staaten bildeten die ukrainische
Armee aus.
In der Ukraine wurden militärische Einrichtungen der NATO eingerichtet,
darunter die berüchtigten Pentagon-Labors für die Entwicklung bakteriologischer
Waffen. Die USA planten Marschflugkörper an der Grenze Russlands.
Im Dezember 2017 hat die Trump-Administration beschlossen, „defensive
Waffen“ an die Ukraine zu liefern. Andere NATO-Staaten folgten. Die Ukraine
nahm an Manövern der NATO teil. Im Juli 2021 war das Land gemeinsam mit den
USA Gastgeber für das Manöver Sea Breeze im Schwarzen Meer, an dem 32
Staaten beteiligt waren.
Im November 2021 wurde von Außenminister Antony Blinken und seinem
ukrainischen Amtskollegen die „Charta USA-Ukraine über die strategische
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Partnerschaft“ unterzeichnet. Das Dokument bezieht sich ausdrücklich auf die
Erklärung des Bukarester Summits von 2008, die darauf hinwies, dass die Ukraine
und Georgien Mitglied der NATO werden. Der russische Präsident reagierte mit
der Aussage, dass, wenn die Ukraine der NATO beitreten sollte, das ohne die
Krim und ohne den östlichen Regionen geschehen werde!
Bei der Bewertung aller Vorgänge in Zusammenhang mit der Ukraine muss man
auch berücksichtigen, dass dieses Land über vier Kernkraftwerke, über ein großes
wissenschaftliches und technisches Potenzial verfügt und ihr Präsident von der
Atombombe sprach.
Die Lage bedrohte zunehmend die Sicherheit Russlands! Mit dem
schrittweise Ausbau der Ukraine zu einer strategischen Basis, mit dem
militärischen Einkreisen Russlands und der parallel dazu einhergehender
wirtschaftlicher Blockade, mit erhöhtem internationalen politischen Druck
auf Russland und verleumderischer russophober Propaganda war die
Ukraine zum größten und gefährlichsten Gefahrenherd für die Sicherheit
ganz Europas geworden. Russland war mit einem grundsätzlichen
strategischen Wandel konfrontiert.
Dem Anspruch Russlands auf Ruhe und Sicherheit an seinen Grenzen und in
den Regionen steht ein kategorischer Machtanspruch der USA und der
NATO gegenüber!
Die Ukraine wurde zum faschistisch geprägten Objekt, zum Brückenkopf für
den Westen in seiner Konfrontation mit Russland.
Im Dezember 2021 machte Russland einen Vorschlag für Verhandlungen über die
Nichterweiterung der NATO an die Vereinigten Staaten. Die Adressaten
weigerten sich, konstruktiv zu antworten.
Im Januar 2021 hatte die Ukraine 150.000 Soldaten und Nazi-Bataillone im
Donbass konzentriert. Kiew breitete sich mit Unterstützung der USA darauf vor,
im März 2022 die Kontrolle über den Donbass durch Krieg zu erreichen.

Historischer Hintergrund für die Bewertung der Lage
Bei der Bewertung der inneren und äußeren Entwicklungen musste Russland auch
die Erfahrungen berücksichtigen, die die Völker der Sowjetunion während des 20.
Jahrhunderts gemacht haben. Drei Mal haben die gleichen Akteure, die auch heute
den Ton angeben, versucht, das Land auf zwei Kontinenten zu zerschlagen und
aufzuteilen!
Schon im November 1917 beschlossen die Regierungen der Entente-Staaten auf
einer Konferenz in Paris den Kampf gegen die siegreiche Revolution in Russland.
Am 23. Dezember 1917 wurde zwischen England und Frankreich ein Abkommen
geschlossen, das die Durchführung einer antisowjetischen Intervention und die
Aufteilung Russland vorsah. Es wurde vereinbart, von Russland das Baltikum, die
Ukraine, Zentralasien, Bessarabien und andere Territorien abzutrennen und sie in
antirussische, koloniale Gebilde umzuwandeln.
Der Kaukasus, das Kuban- und das Dongebiet sollten zur englischen Einflusszone
gehören. Die Ukraine, Bessarabien und die Krim zur französischen. Der Ferne
Osten und Sibirien sollten zur Einflusssphäre der USA und Japans gemacht
werden.
Charakteristisch war schon damals, dass sich alle imperialistischen Mächte in dem
Bestreben einig waren, die Sowjetmacht zu vernichten. Bei der Umsetzung der
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Pläne verfolgte jede Macht ihre eigenen Ziele, versuchte ihre Konkurrenten
auszuschalten, um von den reichsten Territorien selbst Besitz zu ergreifen.
Nicht zu vergessen: auch das kaiserliche Deutschland unternahm alle
Anstrengungen, um die Sowjetrepublik zu beseitigen. Es besetzte die Ukraine,
Belorussland, einen Teil Transkaukasiens, das Baltikum und die Krim. Durch
Entente und Deutschland verlor Sowjetrussland seine wichtigsten Lebensmittel-,
Rohstoff- und Brennstoffbasen. Die Sowjetrepublik war abgeschnitten von der
Kohle des Donezbeckens, von den Erzgruben von Kriwoi Rog, vom Erdöl Bakus
und von der Baumwolle Turkmenistans. Die Periode der Bürgerkriege und der
ausländischen Intervention endete erst mit der Konferenz von Genua im April
1922.
Die internationalen Beziehungen der folgenden Jahre waren ebenfalls davon
charakterisiert, einen wirksamen antisowjetischen Block der Imperialisten zu
schmieden. Sie führten zum 2. Weltkrieg und seinen bekannten Folgen.
Und drittens haben wir das Ende des 20. Jahrhunderts erlebt, das uns die
Niederlage des Sozialismus in Europa, die Zerschlagung der UdSSR und des
Warschauer Vertrages und des Entspannungsprozesses gebracht hat. Die Lehren
daraus scheinen noch immer keine konstruktive Rolle in der Politik der USA und
der anderen NATO-Mächte zu spielen. Daraus galt es nicht nur für Russland,
sondern gilt es für alle Kräfte, denen Frieden und Sicherheit ein lebenswichtiges
Anliegen ist, endlich Schlussfolgerungen zu ziehen.

Lösungsvorschläge
Entsprechend den Äußerungen aus führenden Krisen der Kommunisten Russlands
(KPRF) müssten die Lösungen für die Probleme in der Ukraine auch die
Erfahrungen berücksichtigen, die nach dem zweiten Weltkrieg in Deutschland
gesammelt wurden. Dabei ist zwischen Demilitarisierung und Denazifizierung zu
unterscheiden.
Insgesamt geht es um solche Prozesse, wie
- Beseitigung der militärisch-technischen Erschließung der Ukraine durch die

NATO,
- Beseitigung der faschistisch orientierten militärischen und politischen

Gruppierungen der Ukraine,
- Beseitigung der militaristischen Strukturen im politischen System und in der

Gesellschaft
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Bruno Mahlow

Woher droht die größte Gefahr?
Bruno Mahlow, ehemaliger DDR-Diplomat, zuletzt Leiter der Abteilung Internationale
Verbindungen im ZK der SED. Heute Mitglied im Ältestenrat der Partei DIE LINKE. Dieser
Beitrag datiert vom 15.7.2022.

Der deutsche Blätterwald ist voll im Dienst der Panik um die bevorstehende
Energie- und Gasversorgung. Und natürlich wird, wie in anderen Fällen auch, die
Ursache mittels Lügen, Vermutung und Unterstellung bei Russland und Putin als
die Auslöser und die Verantwortlichen für diese Situation ausgemacht.

Auch über den Krieg in der Ukraine wird bis hinein in manche linke Publikationen
mit objektivistischer Neutralität über gegenseitigen Artilleriebeschuss und den
zunehmenden Einsatz schwerer Waffen berichtet. Dabei lässt man auch die präzise
treffenden US – amerikanischen HIMARS-Mehrfachraketenwerfer nicht aus, die
der russischen Seite herbe Verluste beibringen.
Was ausgespart bleibt in den bundesrepublikanischen Medien sind Informationen
über das Wirken der Stabsquartiere der NATO und mehr noch – die Aktivität des
Pentagons bei der Lenkung des US-Krieges in der Ukraine. Alle entsprechenden
Treffen der NATO, der EU, der G7-Gipfel, der NATO-Gipfel in Madrid, fanden
zwischen dem 15. und 30. Juni 2022 mit einer ausgesprochenen gegen Russland
gerichteten Orientierung statt. Die kürzlich angenommene neue NATO-Strategie
bis zum Jahre 2030 enthält folgende Feststellung: “Die russische Föderation stellt
die bedeutendste und direkteste Gefahr für die Sicherheit der Verbündeten sowie
für den Frieden und die Stabilität in der EURO-atlantischen Region dar.“ Sie sei
deshalb auch nicht mehr als Partner der Allianz anzusehen.
Um das mehr als Siebenfache wird die Truppenstärke für das sogenannte „Schnelle
Reagieren“ ausgebaut. Gleiches gilt auch für die Einsatzkräfte der NATO in den
Ländern Osteuropas.
Darüber hinaus geht es um die schrittweise Bildung einer antirussischen Koalition
aus mehr als 50 Staaten der Welt, d. h. um eine Art NATO Plus-Koalition.
Zu einer Art absoluter Höhepunkt in den Aktivitäten des Westens wurde das
vertrauliche Briefing, auf dem der Verteidigungsminister der USA, Lloyd Austin,
alle Länder Europas (!) über die bevorstehende mittelfristig vorgesehene
militärische Konfrontation mit Russland, darunter auch über die Anwendung
Taktischer Kernwaffen (!) informiert hat.
Quelle: russisches TV-Portal russtrat.ru vom 4.Juli 2022

Die Maßnahmen Litauens vom 18. Juni im Gebiet Kaliningrad sowie das
Einschreiten Norwegens am 28. Juni in Spitzbergen gehören zu flankierenden
Demonstrationen der eskalierenden Situation.
Die zunehmende Erhöhung der Spannungen ist somit offenkundig.
Dahinter steht eine menschenfeindliche Strategie „Krieg bis zum letzten Ukrainer“.
Diese schließt ein Unentschieden aus und orientiert auf die Niederschlagung oder
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Kapitulation einer der Seiten. Damit offenbaren die USA die Bestimmtheit der
westlichen Pläne gegenüber der Ukraine und Europa.
Russland steht vor der Herausforderung, die Entmilitarisierung der Ukraine bis zur
letzten Konsequenz zu Ende zu führen. Das Vorgehen der USA und ihrer
Verbündeten stellt Russland vor die Frage, wie sind die USA zu einer
realistischeren Haltung und zur normalen Vernunft zu bewegen. Wie kann ein mit
Nuklearwaffen geführter Krieg in Europa vermieden werden?
Das macht eine entsprechende Reaktion Russlands erforderlich. Denn
offensichtlich nur, wenn sich die Entscheidungszentren auf dem kontinentalen Teil
der USA bedroht fühlen, kann die amerikanische Elite zur Korrektur ihrer Pläne
veranlasst werden. Somit provozieren die USA ernste Maßnahmen der russischen
Seite, unter anderem militärische Manöver an der Küste der USA bzw. in
Lateinamerika.

Botschaft der Veteranen und Kriegskinder des Großen
Vaterländischen Krieges an das deutsche Volk und die
deutsche Regierung
März 2022

Wir, die letzten Kriegszeugen, die Vertreter aller Völker Russlands, die diesen
großen und schrecklichen Krieg überlebt haben, stehen heute am Ende unseres
Lebensweges! Unsere Zeit läuft bereits ab. Den größten Teil unseres Lebens
hofften wir, dass unser Leben in Frieden zu Ende geht, ohne den alles zerstörenden
Hass!

Lange, über Jahrzehnte hinweg nach dem Zweiten Weltkrieg, bemühten wir uns
unseren gerechten Zorn zu überwinden! Wir bemühten uns den Drang nach
Vergeltung für die zahllosen seelischen und körperlichen Wunden, die wir immer
noch in unseren Körpern und Herzen tragen, zu überwinden! Und die meisten von
uns haben verziehen!

Das geschah nicht zuletzt dank der Tatsache, dass Deutschland seit vielen Jahren
seine Reue, seine Einsicht für das, was verbrochen wurde, unter Beweis stellte!
Und wir haben nicht nur uns selbst überwunden, sondern auch den Schrei des
Blutes unserer barbarisch ausgerotteten Verwandten! Von wem wurden sie
ausgerottet? Von den Deutschen, von den Nazis! Wir haben verziehen… nach den
Geboten des menschlichen Zusammenlebens!

Und dann, im Jahr 2014, als der Krieg in der Ukraine begann, blickten wir
hoffnungsvoll nach Deutschland und auf die damalige Bundeskanzlerin Angela
Merkel. Wir konnten uns nicht vorstellen, dass die Deutschen nach all dem, was sie
in der Ukraine angerichtet hatten, nach Babi Jar, nach den Bergen von
verstümmelten Leichen, auch heute noch voller Begierde auf die ukrainischen
Felder blicken würden, die Europa auch heute ernähren können!
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Oder dass die Deutschen, die auch die ihnen einst so sehr verheißene Krim schon
einmal in Blut tränkten, auch heute noch ein Interesse daran pflegen, die Krim zu
einem amerikanischen und allgemeiner zu einem NATO-Stützpunkt zu machen –
ideal für eine Aggression gegen Russland! Das wäre eindeutig auf einen
zukünftigen Krieg ausgerichtet. Denn nur ignorante Bürger verstehen den Sinn und
Zweck des Maidan-Putsches nicht, bei dem sich Russland auf die einzig mögliche
Weise verhielt!

Aber die Deutschen sind nicht dumm! Wir, Russen, eure „Blutsbrüder“, kennen
eure Psychologie. Nicht umsonst wurde unser Blut von euch in Strömen
„berechnend“ vergossen! Wir erinnern uns an die „systematischen“ Methoden der
„Bevölkerungsreduzierung“ unserer Völker! Bis heute finden wir in verschiedenen
Ecken unserer einst geeinten Heimat, auf der die Stiefel des deutschen Faschismus
marschierten, versteckte Massengräber unserer friedlichen Zivilbevölkerung: im
Bezirk von Nowgorod, im Kuban-Gebiet und im Bezirk von Rostow sowie in
Karelien.

In Weißrussland wurden 2021 in Brest auf dem Gelände des jüdischen Ghettos
Hunderte von Überresten von Zivilisten gefunden. In dem für seine Tragödie
bekannten Konzentrationslager Trostinez, nahe Minsk, lüftete man das Geheimnis
zehntausender weiterer gefolterter und ermordeter Menschen! Wir sprechen hier
von Zehntausenden neu entdeckter Opfer des Nationalsozialismus! Dieses Blut
schreit immer noch nach Vergeltung, während seit Jahrzehnten das Andenken an
das barbarisch vernichtete russische Volk und die Denkmäler der russischen
Befreiersoldaten ungestraft geschändet werden, während im Baltikum sowie in der
Ukraine vor den Augen der gesamten „zivilisierten“ Welt neue Nazis marschieren!

Im Jahr 2014 waren wir aufrichtig davon überzeugt, dass bei diesen neuen Nazi-
Demarchen die Deutschen unsere Verbündeten sein werden bei der Verhinderung
dieser Niederträchtigkeit! Wir hofften, dass die Deutschen, geleitet vom
elementaren Gewissen, sich nicht an dem eindeutig faschistischen und
staatsfeindlichen Putsch in der Ukraine beteiligen würden! Denn die nachfolgende
Katastrophe der heutigen Ukraine wurde von den direkten Nachkommen derjenigen
begangen, die als besonderer Abschaum in der Hitler-Armee galten! Und das wird
auch noch so offen und unverblümt gemacht!

Die Amerikaner und Kanadier haben diese teuflische Erbe, Nazis, lediglich bei sich
versteckt und aufbewahrt und dann deren Nachkommen aufgezogen. Aber der
Geburtsort dieses Übels ist Deutschland, Hitlers Deutschland! Und wir konnten
nicht glauben, dass es Deutschland war, das diesen Unmenschen wieder einmal den
Weg weisen würde! Aber wir haben uns geirrt! Deutschland hat diesen
faschistischen Abschaum wieder einmal den Einlass in die Welt gewährt! Die
Unterstützung seitens des heutigen Deutschlands der Bandera-Anhänger, der
Nachfolger der SS-Division „Galizien“, der Milizen der UPA und OUN und
anderer Gesindel, welche die heutige ukrainische Regierung repräsentiert, ist für
uns einfach undenkbar!

Aber Deutschland hat es bereits getan und tut es weiterhin!
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Sie nehmen wieder einmal die slawische Welt ins Visier, und dieser Abschaum
stammt von dem Blut des deutschen Nationalsozialismus ab! Und wieder ist das
Ziel – Russland! Nur noch heimtückischer: indem ihr unsere allerengsten Brüder,
die Ukrainer, gegen uns aufhetzt! Ihr wisst es genauso gut wie wir! In dem
damaligen Großen Krieg wurde doch ein und dasselbe Volk ermordet! Ja, wir sind
ein Volk! Steinmeier hat ja die Wahrheit darüber geschrieben und es auch oft
genug gesagt. Derselbe Steinmeier, der direkt involviert war am Maidan Putsch von
2014 – dem Putsch, der in seinem Kern faschistisch gewesen war! Für die
Amerikaner mag das nicht so klar sein, für Euch aber sollte es doch mehr als
eindeutig sein!

Und es sind eben eure Bastarde, die endlich ihre Fackelzüge durch Kiew
veranstalten konnten! Der lebendige Schatten von NS-Deutschland steckt hinter all
dem. Es wurde nur eine gewisse Zeit lang durch eine verschlagene Diplomatie
verdeckt – „Helme statt Waffen“! Nun „fielen die Masken“! Die derzeitige
Belieferung der Ukraine mit deutschen Waffen ist logisch, es liegt in der Logik
Ihrer Politik der letzten Jahrzehnte. Heute ist Ihre Politik bereits eindeutig pro-
faschistisch! Sie haben diesen Schritt getan: deutsche Waffen werden wieder
Russen töten, weiterhin töten.

In den Jahren des Konflikts im Donbass haben Eure professionellen Mörder bereits
Russen umgebracht oder zumindest belehrt angelei-tet, „wie man sie richtig tötet“!
Nur geschieht dies jetzt noch niederträchtiger – ihr bringt es euren Blutsbrüdern
bei! Die Geschehnisse im Donbass lasten auf eurem Gewissen! Deutschland trägt
die Verantwortung für die Tausende, die im Donbass ihr Leben verloren haben! Die
Rolle der Amerikaner bei alldem, was geschieht, ist uns egal: deren Gott ist Geld!

Wir, die Veteranen des damaligen Krieges, dessen Kriegskinder, wir sind über die
Rolle der Deutschen empört! Denn Ihr wisst es ja ganz genau, aus wem die
ukrainischen „nationalen Bataillone“ sich zusammensetzen und Ihr hättet diesen
neuen Faschismus verhindern, stoppen können! Aber das habt Ihr nicht getan! Und
auf diese Weise seid Ihr wieder verantwortlich vor der Geschichte!

Und Ihr seid eindeutig bei der Vorbereitung der Ukraine auf einen Krieg mit
Russland beteiligt!

Es ist unmöglich, dass ihr den Zweck all dessen nicht versteht, was geschehen ist:
Vom verfassungswidrigen Staatsstreich in Kiew angefangen, bis hin zum
Blutvergießen im Donbass!

In Wirklichkeit handelt es sich aber um die Vorbereitung des Dritten Weltkriegs!
Und wieder seid Ihr es, die Deutschen… Deutschland! Von der hohen deutschen
Tribüne in Berlin hören wir heute: „Russland wird einen hohen Preis zahlen“!!!
Dies ist eine Rede des Bundeskanzlers von Deutschland! Unglaublich! Wir haben
den Preis bereits bezahlt – 27 Millionen unserer Menschen! Genügt Euch das
nicht?! Über welchen Preis redet Ihr denn jetzt noch?
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Es gibt keine Familie in Russland, der Ukraine und Weißrussland, in dem “dieser
Preis“ nicht gezahlt worden war! Und es gibt keine Familie in Deutschland, die an
dieser furchtbaren blutigen Barbarei nicht beteiligt gewesen war! Schrecklich!

Und bereits heute sind über 13 Tausend Russen im Donbass durch die Hände der
neuen Nazis gefallen! Die öffentliche Verhöhnung des Völkermordes an den
Russen im Donbass durch den deutschen Bundeskanzler ist an sich selbst schon ein
Verbrechen! Wie sehr können doch die Geschichtsunterrichte vernachlässigt und
entweiht werden! Das war die schrecklichste Seite im Buch der Weltgeschichte!
Wollt Ihr eine noch schrecklichere schreiben? Dieser erneute „Drang nach Osten“
kann doch dazu führen, dass es keinen zweiten Nürnberger Prozess gegen Euch
mehr geben wird, die Menschheit wird einfach nicht mehr existieren! Uns alle wird
es nicht mehr geben!

Aber ein anderes besonderes Urteil gegen Euch ist unausweichlich, das Urteil der
höchsten Gerechtigkeit! Es ist unausweichlich gegen alle Aggressoren, aber
insbesondere, was Euch betrifft! Das umfassende Weltgericht wird stattfinden! Und
wir, die letzten Veteranen des damaligen schrecklichen Krieges, verlassen jetzt
diese Welt als Zeugen! Als Zeugen der ANKLAGE!

Und auch heute wird der Sieg unser sein, aber diejenigen, die gestern gestorben
sind, oder diejenigen von uns, die heute sterben werden, tragen bereits in das
Universum das Zeugnis von der Rolle des deutschen Volkes in der Geschichte der
Menschheit – einer blutgetränkten Geschichte! Deutsche Waffen sind wieder in den
Händen von Nazi-Schlägern!

Haltet ein!

Erklärung des US-Friedensrats zur Militärintervention
Russlands in der Ukraine (uspeacecouncil.org)
24. März 2022

Was wir alle nicht gehofft hatten, ist eingetreten. Die Russische Föderation hat am
24. Februar Truppen in die Ukraine entsandt, als Reaktion auf die jahrzehntelange
unerbittliche US-geführte Nato-Provokation. Die gegenwärtige Situation stellt die
globale Friedensbewegung vor viele ernsthafte, grundlegende Fragen.
Eine heftige Propagandakampagne, die seit langem mit Russiagate und dem Beginn
eines neuen Kalten Krieges brodelt, hat die Dämonisierung des russischen
Präsidenten und des Staates intensiviert. Die pauschale Verurteilung Russlands hat
globale Ausmaße angenommen, angestiftet von den USA und ihren Verbündeten
und unterstützt von ihren kriecherischen Medien. Alternative Ansichten und
Stimmen der Opposition zum offiziellen antirussischen Narrativ wurden
unterdrückt oder abgeschaltet.

https://deref-web.de/mail/client/84rU2hs0mf0/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fcooptv.wordpress.com%2F2022%2F03%2F25%2Ferklarung-des-us-friedensrats-zur-militarintervention-russlands-in-der-ukraine%2F
https://deref-web.de/mail/client/84rU2hs0mf0/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fcooptv.wordpress.com%2F2022%2F03%2F25%2Ferklarung-des-us-friedensrats-zur-militarintervention-russlands-in-der-ukraine%2F
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Es überrascht nicht, dass viele Menschen, die diesem giftigen Bombardement
massiver imperialistischer Propaganda ausgesetzt sind, die ganze Schuld auf die
russische Aggression schieben. Verschiedene Gründe werden angeführt, um ihre
aus unserer Sicht gefährliche Position zu rechtfertigen. Sehen wir uns einige dieser
Begründungen an und bewerten den Grad ihrer moralischen, rechtlichen und
politischen Gültigkeit.

Anwendung der UN-Charta
Der erste und moralisch vertretbarste Grund ist das Argument, dass Russlands
Invasion in der Ukraine gegen die Charta der Vereinten Nationen verstößt. Sollte
der US-Friedensrat, ein entschiedener Befürworter und Verfechter der Charta,
ausgehend von diesem Grundprinzip nicht auch Russland als Übertreter
verurteilen?
Schauen wir uns die UN-Charta an, um zu sehen, ob wir fest entscheiden können,
dass Russland gegen sie verstößt:

Artikel 2
3. Alle Mitglieder werden ihre internationalen Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln
so beilegen, dass der internationale Frieden und die internationale Sicherheit
sowie die internationale Gerechtigkeit nicht gefährdet werden.
4. Alle Mitglieder enthalten sich in ihren internationalen Beziehungen der
Androhung oder Anwendung von Gewalt gegen die territoriale Unversehrtheit oder
politische Unabhängigkeit eines Staates oder auf andere Weise, die mit den Zielen
der Vereinten Nationen unvereinbar ist.

Artikel 51
Nichts in der vorliegenden Charta darf das inhärente Recht auf individuelle oder
kollektive Selbstverteidigung beeinträchtigen, wenn ein bewaffneter Angriff auf ein
Mitglied der Vereinten Nationen erfolgt ….

Betrachtet man Artikel 2, insbesondere Absatz 4, kann argumentiert werden, dass
Russland gegen das Gesetz verstößt. Aber auf der Grundlage von Artikel 51 hat die
Russische Föderation ihr Recht auf Selbstverteidigung geltend gemacht und den
Sicherheitsrat ordnungsgemäß informiert. Russland bringt wichtige Argumente für
seine Anwendung von Gewalt nach Artikel 51 vor.

Behauptung Verstoß gegen Völkerrecht ist eine Lüge zur Diffamierung
Russlands
Die ukrainische Regierung hat bei der feindlichen Einkreisung der Russischen
Föderation als Stellvertreter der USA und der NATO gehandelt. Militär und
Paramilitärs der Ukraine haben seit 2014 Donezk und Lugansk angegriffen, was
zum Tod von etwa 14.000 Menschen geführt hat, von denen viele Russisch
sprachen und einige Doppelbürger waren. Vor kurzem entdeckte Russland einen
unmittelbar bevorstehenden Plan der ukrainischen Regierung für eine groß
angelegte Invasion der an Russland grenzenden Gebiete Donezk und
Lugansk. Russland erkennt diese beiden Republiken nun als unabhängige Staaten
an, nachdem sie Russland um Hilfe bei ihrer Verteidigung gebeten haben.
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Russland forderte eindeutig Sicherheitsgarantien von den USA und der NATO, die
sich weigerten, angemessen auf Russlands Bedenken einzugehen. Die Ukraine
plante, US/NATO-Atomwaffen auf ihrem Territorium zu stationieren, die Moskau
innerhalb von fünf Minuten erreichen könnten. Dies geschah im alarmierenden
Kontext der Entscheidung der USA im Jahr 2019, sich aus dem Vertrag über
nukleare Mittelstreckenwaffen (INF) mit Russland zurückzuziehen.
Wenn dies kein Kriegsakt gegen Russland ist, was ist es dann? Sind diejenigen, die
an einem Mord beteiligt sind, nicht gleichermaßen des Mordes schuldig? Das soll
nicht heißen, dass Russland mit seiner Entscheidung Recht hatte. Vielmehr
bestehen wir darauf, dass die UN-Charta auf der Grundlage von Fakten und als
spezifischer Fall mit einem gegebenen historischen Hintergrund auf die Ukraine
angewandt werden sollte.
Zweitens ist es den Vereinten Nationen selbst nicht gelungen, ihre eigene Charta
angesichts eklatanter Verletzungen durch die NATO-Staaten
aufrechtzuerhalten. Hier geht es uns nicht darum, das russische Vorgehen zu
rechtfertigen, sondern einen realistischen Kontext für die Notwendigkeit zu
schaffen, die UN-Charta aufrechtzuerhalten.
Seit dem Ende der Sowjetunion, als die USA die alleinige Supermacht wurden, hat
Washington die UN-Charta in seinem Bestreben, eine globale „Vollspektrum“-
Dominanz durchzusetzen, eklatant ignoriert. Wir sollten die NATO als mehr als nur
eine „Allianz“ nominell souveräner Staaten verstehen, sondern als imperiales
Militär von Staaten, die unter US-Kommando integriert sind.

Schauen wir uns zwei der relevanten Artikel der UN-Charta an, die seit Ende des
Jahrhunderts von den imperialistischen Mächten mit Füßen getreten wurden:

Artikel 6.
Ein Mitglied der Vereinten Nationen, das dauerhaft gegen die in dieser Charta
enthaltenen Grundsätze verstoßen hat, kann auf Empfehlung des Sicherheitsrates
von der Generalversammlung aus der Organisation ausgeschlossen werden.

Artikel 25.
Die Mitglieder der Vereinten Nationen kommen überein, die Beschlüsse des
Sicherheitsrates in Übereinstimmung mit dieser Charta anzunehmen und
auszuführen.

Die USA, die NATO und ihre Verbündeten haben in den letzten zwei Jahrzehnten
zunehmend gegen diese und andere Artikel der UN-Charta verstoßen. Hier nur
einige Beispiele:
— 1998 griff die NATO 78 Tage lang ohne Zustimmung der Vereinten Nationen
an, warf 28.000 Bomben ab und zerschlug Jugoslawien in Stücke.
– 2001 erklärten die USA als Reaktion auf den 11. September 2001 einen
unbefristeten „Krieg gegen den Terror“, der mindestens 60 Länder betraf, darunter
sieben, die Ziel eines illegalen Regimewechsels waren.
– Im Jahr 2003 griffen die USA und die Mitglieder ihrer „Koalition der Willigen“
den Irak illegal an und marschierten unter Missachtung des UN-Sicherheitsrates
ein.
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– Im Jahr 2011 griffen die USA, Großbritannien und Frankreich einseitig und ohne
Zustimmung des UN-Sicherheitsrates Libyen an und töteten seinen Staatschef
Muammar Gaddafi.
– Ab 2011 begannen die USA, die NATO und regionale Verbündete einen
Stellvertreterkrieg in Syrien, indem sie terroristische Gruppen bewaffneten und
finanzierten, ein Krieg, der immer noch unschuldige Menschenleben fordert.
— 2014 inszenierten die USA mit Hilfe von Neonazi-Kräften einen Staatsstreich in
der Ukraine und errichteten eine pro-NATO-Regierung, was zu einem Massaker an
russischsprachigen Menschen in der Ostukraine führte.
— Während dieser Zeit haben die USA und ihre europäischen Verbündeten illegale
einseitige Wirtschaftssanktionen gegen mehr als 40 Länder der Welt verhängt, die
den Tod von Hunderttausenden unschuldiger Menschen verursacht haben.
– Und natürlich sollte man die illegale Besetzung und Annexion syrischer und
palästinensischer Gebiete durch Israel mit voller Unterstützung der Vereinigten
Staaten erwähnen.

Die Krise, mit der wir heute in der Ukraine konfrontiert sind, ist das Ergebnis der
Unfähigkeit der UNO, ihre Charta gegen solche illegalen Aktionen der einzigen
Supermacht und ihrer NATO-Verbündeten aufrechtzuerhalten, was es den
USA/NATO ermöglicht hat, Russland und andere Zielnationen der Welt in eine
solche zu drängen unmögliche Lage.
Ja, wir sollten die UN-Charta verteidigen, aber nicht selektiv, wie es der
Imperialismus heuchlerisch will. Wir sollten uns nicht täuschen lassen von der
imperialistischen „Schuld dem Opfer“-Erzählung, wenn das Opfer gezwungen ist,
sich zu verteidigen.

Zwischenimperialistischer Krieg
Viele, insbesondere Linke, haben die Position vertreten, dass Russland ein
kapitalistisch-imperialistischer Staat ist, dass dies ein Krieg zwischen den
Imperialisten ist und dass wir beide Seiten gleichermaßen verurteilen müssen. Aber
ob Russland ein imperialistischer Staat ist oder nicht, ist für die vorliegende Frage
unerheblich.
Erstens impliziert eine solche Position, dass nur Länder mit bestimmten
sozioökonomischen Systemen gegen imperialistische Aggression verteidigt werden
müssen und andere sich selbst überlassen werden sollten. Angesichts der Tatsache,
dass die Mehrheit der vom Imperialismus ins Visier genommenen Länder selbst
kapitalistisch sind, führt eine solche Position zu einer Schwächung des
antiimperialistischen Kampfes.
Das zweite und wichtigere Problem bei dieser Art von Argumentation ist, dass sie
das ganze Thema der Aggression aus dem Bild entfernt. Es spielt keine Rolle mehr,
wer der Aggressor und wer das Opfer ist. Es vermeidet die Tatsache, dass die USA
danach streben, der Welthegemon mit globaler „Vollspektrum“-Dominanz zu
sein. Kurz gesagt, der US-Imperialismus hat einen Krieg erzeugt, ohne US-
Soldaten einzusetzen.
Nehmen wir der Argumentation halber an, dass Russland tatsächlich ein
imperialistischer Staat ist und dass das, was vor sich geht, nichts anderes als ein
Krieg zwischen den Imperialisten ist. Wird dieser interimperialistische Krieg nicht
trotzdem die Zukunft der Menschheit beeinflussen? Haben wir nicht alle einen
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Anteil an seinem Ergebnis?

Falsche Äquivalenz der Rollen der USA/NATO und Russlands
Als Friedensorganisation können wir der Eskalation des Ukraine-Konflikts auf das
Niveau einer militärischen Konfrontation grundsätzlich nicht zustimmen. Wir
lehnen jedoch die einseitige Position ab, nur Russland zu verurteilen.
Einige andere haben eine „ausgewogenere“ Position eingenommen, indem sie beide
Seiten verurteilten, indem sie gleichzeitig einen Stopp der NATO-Erweiterung und
den Abzug der russischen Streitkräfte aus der Ukraine forderten. Aber auch diese
Position ignoriert die kausalen Zusammenhänge, die der Ukraine-Situation
innewohnen. Es stellt Ursache und Wirkung auf die gleiche Ebene, während es die
Tatsache ignoriert, dass die NATO-Erweiterung der wesentliche Grund für die
militärische Antwort Russlands ist. Aus diesen Gründen sieht die Position der
äquivalenten Schuld oberflächlich betrachtet ausgewogen aus, ist es aber in
Wirklichkeit nicht.
Zweitens sind die beiden Forderungen unterschiedlicher Natur. Die erste ist eine
allgemeine, strategische, langfristige Forderung; die zweite ist eine unmittelbare
und konkrete. Bei einer solchen Formulierung der Forderungen führt eine solche
Position zwangsläufig dazu, dass der Hauptdruck allein auf Russland ausgeübt
wird.
Drittens ist die erste Forderung nach einer NATO-Erweiterung nicht spezifisch für
den Fall der Ukraine, die zweite hingegen schon. Es ignoriert die Tatsache, dass die
USA/NATO die Ukraine mit militärischer Ausrüstung im Wert von Hunderten
Millionen Dollar überschwemmt und gleichzeitig militärisches und verdecktes
Operationspersonal entsandt haben, um „zu beraten“. Eine korrekte Forderung wäre
die Anerkennung der Ukraine als neutraler Staat, die Entfernung aller
ausländischen Waffen und Militärangehörigen (einschließlich Söldner) aus der
Ukraine und die vollständige Umsetzung des Minsk-II-Abkommens.
Der Erfolg der NATO bei ihren Bemühungen, bis zur ukrainisch-russischen Grenze
zu expandieren, würde eine höllische Welt schaffen und zur Möglichkeit eines
Atomkriegs führen. Vergessen wir nicht, dass die Geschichte damit nicht enden
würde und Weißrussland das nächste Ziel sein könnte. Daher ist es zwingend
erforderlich, dass die Friedensbewegung alles in ihrer Macht Stehende tut, um die
Neutralität der Ukraine und ihre Anerkennung durch die USA/NATO zu
garantieren.

Bewertung des US-Friedensrates
Die USA und ihre NATO-Verbündeten haben diese Tragödie nicht nur provoziert,
sondern versuchten, sie in die Länge zu ziehen, indem sie sich weigerten,
Verhandlungen über einen Waffenstillstand aufzunehmen. Während niemand in
einem Krieg gewinnt, hatten die USA am meisten zu gewinnen: die weitere
Vereinigung der NATO unter US-Dominanz, die Reduzierung der wirtschaftlichen
Konkurrenz Russlands auf dem europäischen Energiemarkt, die Rechtfertigung
einer Erhöhung des US-Kriegsbudgets und die Erleichterung des Verkaufs von
Kriegsmaterial an NATO-Vasallen. Ein Europa, das weiter zwischen der
EU/Großbritannien und Russland gespalten ist, nützt niemandem außer den
imperialen USA.
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Auf der Grundlage dieser Einschätzung der gegenwärtigen Situation in der Ukraine
erhebt der US-Friedensrat die folgenden unmittelbaren Forderungen, geordnet nach
Priorität und Dringlichkeit:
1. Sofortiger Waffenstillstand und Entsendung humanitärer Hilfe in die Ukraine,
einschließlich der selbsternannten unabhängigen Republiken.
2. Anerkennung der Neutralität der Ukraine.
3. Abzug von ausländischem Militär, Waffen und Ausrüstung – einschließlich
Söldnern – aus der Ukraine.
4. Wiederaufnahme der Verhandlungen über eine dauerhafte Beilegung interner
Konflikte in der Ukraine unter Beteiligung aller betroffenen Parteien.
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